Porto 2 Thlr. 11%, Inſertionsgebühr für den 


5 r. 
Fünftheitigen Zeile in Beiith 1% Sgr. 


Nr. 224. Mittag ⸗ Ausgabe. 


Preußen. 
0. C. Condtags⸗ Verhandlungen. 
30. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (13. Mai). 

Eröffnung 10% Uhr. Am Miniſtertiſch die Miniſter v. Bodelſchwingh 
— u 8 außerdem drei Reg.⸗Commiſſare. Die Tribünen ſind 
mäßig beſetzt. 

Vor der Tagesordnung theilt Präſident Grabow einen von den Abg. 
Cornely, Las ker und Dr. Ham macher eingebrachten Antrag mit: 10 der 
Vertrag der Regierung und der Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft 
vom 7. Mai 1 .. käuflicher Uebertragung der Aachen⸗Düſſeldorfer 
und Ruhrort⸗Krefeld, Kreis Gladbacher Eiſenbahnen bedürfe zu feiner Rechts: 
giltigteit der verfaſſungsmäßigen Mitwirkung des Landtages. 2) Die Kün⸗ 
digung der Stamm⸗Actien beider Eiſenbahnen, zu welcher die Regierung im 
§ 2 des erwähnten Vertrages bedürfe zu ihrer Rechtswirkſamkeit der voran⸗ 
gebenden Zuſtimmung des Landtages. Der Antrag wird an die Finanz⸗ 
Commiſſion verwieſen. 

Die Denkſchrift, betr. den gegen Dänemark geführten Krieg nebſt 
Berechnung der Koſten zur Beſchlußnahme wegen Beſtreitung dieſer Kosten, 
die geſtern Abend im Druck erſchienen und beute vertheilt worden iſt, wird 
nicht an eine beſondere Commiſſion von 21 Mitgliedern, wie Präſident Gra⸗ 
bow in Uebereinſtimmung mit dem Hrn. Finanzminiſter vorſchlägt, ſondern 
mig den Antrag des Abg. Waldeck an die Budget Com miſſion ver: 
wieſen. 

Vor der Tagesordnung verlangt ferner das Wort der Finanzminiſter 
v. Bodelſchwingb: Ich bin ermächtigt, einen Geſetzentwürf, betreffend 
die Abänderung des Vereinszolltarifs, dem Hauſe zur verfaſſungsmäßigen 
Beſchlußfaſſung zu überreichen. Der Hauptparagraph dieſes Geſetzentwurfes 
ermächtigt die Regierung, gleichzeitig mit dem Vollzuge des Handels: und 
Zollvertrages zwiſchen den Staaten des deutſchen Zollvereins und Oeſterreich 
vom 11. April d. J., die durch dieſen Vertrag für den unmittelbaren Ueber⸗ 
gang von Waaren aus dem freien Verkehr Oeſterreichs auch das Gebiet des 
8 vereinbarten Zollbefreiungen und Zollermäßigungen für den 

agreneingang über die Grenze, gegen alle anderen Staaten in Wirkſamkeit 
8. ſezen und für folgende (unter Nr. 25, pag. 2 der erſten Abtheilung des 
ereinszolltarifs vom 1. Mai d. J. begriffene) Gegenſtände, nämlich Nüſſe, 
trockene und andere, als welſche und Haſelnüſſe, Säfte von Obſt, Beeren 
un Rüben zum Genuß, ohne Zucker eingekocht, Zollfreiheit eintreten zu 
en 


um 


Es find das Beſtimmungen, welche von den Regierungen des Zollvereins 
als nothwendige Conſequenz, ſowohl des Vertrages zwiſchen dem Zollverein 
und Oeſterreich, als auch des Handelsvertrages mit Frankreich, anerkannt 
worden ſind. Die Regierung glaubt die verlangte Ermächtigung für jetzt, 
nur in der Form, wie fie eben dicſer Geſetzentwurf feſtſtellt, von der Landes: 
vertretung erbitten zu dürfen. In vollſtändigerer Weiſe und fertig kann die 
Sache für jetzt und möglicherweiſe auch während der Dauer der gegenwär⸗ 
tigen Seſſion nicht vorgelegt werden, weil die zuſtimmenden Eillärungen 
einiger Regierungen in den Zollvereinsſtaaten noch eingeholt werden müſſen. 
Ich ſchlage vor, das Geſetz, welchem eine kurze Denkſchrift beigefügt iſt, der⸗ 
jenigen Commiſſion, die gegenwärtig noch mit dem Vertrage zwiſchen dem 
Zollvereine und Oeſterreich beſchaftigt ift, zu überweisen. 

Das Haus beſchließt dieſe Ueberweiſung. — Endlich verlangt das Wort 
der Miniſter v. Selchow. Mit allerhöchſter Ermächtigung vom 5. und 
II. d. M. babe ich dem Haufe in Vertretung des Handels miniſters zwei 
Geſetzentwürfe vorzulegen (Bewegung). Der eine 1 a mit Gotha ab» 
geſchloſſenen Staatsvertrag über die Ausführung einer Eiſenbahn von Gotha 
nach Leinenfelde, ſowie die Gewährung einer 8 für das — 
tapital einer Eiſenbahn von Leinenfelde über Mühlhauſen nach Langenſalza 
bis zur Landesgrenze. Der zweite betrifft die Uebernahme einer Zinsgarantie 
für das Anlagekapital einer Eiſenbahn von Köslin nach Stolp (hört, ie D. 
Die N und Nothwendigkeit beider Eiſenbahnbauten will ich 
hier nicht näher erörtern, da die beigefügten 
darüber enthalten. Ich ſtelle anheim, beide Gefehentwürfe der vereinigten 
1 für Handel und Finanzen zu überweiſen. — Die Ueberweiſung 

ndet ſtatt. 
räſ. Grabow: Sie haben vorhin, m. H., beſchloſſen, die Denkſchrift in 
der ſchleswig⸗holſteiniſchen Frage an die Budget⸗Commiſſion zu überweifen. 


— Demgemäß überweiſe ich derſelben Commiſſion; 1) Eine an den Herrn 


Abg. Dr. Virchow gelangte und mir von demſelben übergebene, an das 
Haus der Abgeordneten gerichtete gene aus Reinbeck dom 20. März 
d. J., gezeichuet B. Hinſch und 21 Genoſſen, mit den beigefügten 29 Exem⸗ 
platen einer offenen Erklärung an Deutſchlands Fürſten und Volk von den 
Bewobnern des füdweſtlichen Holſteins, aus dem Lande Stomarn, welche 
mit 1644 Unterſchriften bedeckt iſt. 2) Eine von R. Grieſſer aus Babl bei 
Ardorf an das Haus eingegangene Zuſchrift vom 17. April d. J., welche die 
Befürwortung der Selbſtſtändigkeit Schleswig⸗Holſteins unter dem Herzog 
Jagen von Auguſtenburg, unter Mitwirkung der Landſtände Schleswig⸗ 
olſteins, dem Abgeordnetenhauſe dringend an das Herz legt. 

Das Haus tritt nunmehr in die Tagesordnung ein, deren erſter Gegen: 
ſtand der Bericht der Budget⸗Commiſſion über die Etats der Poſt⸗, 
Geſetzſammlungs⸗ und Zeitungs⸗Verwaltung, der Telegra⸗ 
pbenberwaltung, der Porzellan: und Geſundheitsgeſchirr⸗Ma⸗ 
nufaktur iſt. Berichterſtatter Abg. Tweſten. 

Becker (Dortmund) mochte mit Hinſicht auf den Antrag, der die 


Abg. 
Grmäßtgung des Brieſportos erzielt, Folgendes bemerlen. Als in dieſem] 


Haufe die Aufhebung des Brieſbeſtellgeldes in den Städten gutgeheißen 
worden, war auch eine Erleichterung in Bezug anf das Landbrieſbeſtellgeld 
verheißen. Dies iſt jedoch unerfüllt geblieben, im Gegentheil 3 Monate 
fpäter ſei das ren ur Zeitungen verdoppelt worden, dies laſſe ſich in 
leiner Weiſe ſtichbaltig rechtfertigen. Redner will auf die Urſachen, welche 
das Publikum dieſem Verfahren unterlegt, nicht eingehen, fie gehören der 
künftigen Geſchichte der Preſſe, als — zu einem ſeit 1% Jahrhun⸗ 
derte beſtehenden Salbe fa der Einführung der Zeitungsſteuer in Eng- 
land 1c. an. Die Sache ſei, vom finanziellen Standpunkte aus betrachtet, 
der Landesbevölkerung gegenüber, durchaus ungerechtfertigt, und jedenfalls 
ſei es auffallend, daß das Beſtellgeld für die Amtsblätter und den Staats⸗ 
Anzeiger das alte, ermäßigte geblieben ſei. Beſteuert alſo ſei recht eigent⸗ 
lich der Bildungsdrang und das Intereſſe an Wen de Ereigniſſen, 
befteuert ſei der Patriotismus. — Das Beſtellgeld für Geldbrieſſcheine auf 
dem Lande ift auch um 6 Pf. erhöht worden, s betragt jetzt einen Silber, 
groſchen und zwar bezieht ji dies auf die Poſtanweiſungen, dies beein 
trächtigt die Vertheile der letzteren für den Verkehr in Bezug auf die Land⸗ 
bevölkerung recht erheblich. Ebenſo verwerflich ſei der wunderliche Dreier, 
der in Preußen von Zeitungen erhoben wird, die aus dem übrigen Deutſch⸗ 


land unter Kreuzband k Dieſe Erhebung erfolgt auf Grund einer 
— 4 un die inangminifters, Auge ſtehe verein nicht zur Seite. 
an habe dieſe 


dieſe Steuer unter di umſteuern rubriziren wollen, es ſei 
aber eine B und in Meint mit den Zollverträgen trage fie 
den — 4 per Schutzzolles. Anträge wolle Redner an dieſe Bemer⸗ 
kungen nicht knüpfen. 
bg. v. Carlowitz verlangt Auftlärungen darüber, ob das Landbrief⸗ 
Beſtellgeld überall oder nur in einzelnen Regierungsbezirken aufgehoben 
worden, wenn dies noch nicht geſchehen, jo möge es bald allgemein 
en. 
Neg.⸗Commiſſar General- Poftdirector Phil ippsborn: Eine Aufhe⸗ 


attfindet. — In 


d elſteuer v itiſchen Zeitungen, die 
er Stempelſt on politiſch 05 cr 


Bierteljähriger Abonnementspreis in Breslau 2 Thlr., außerhalb iner 


einer 


Motive genügende Auskunft 


Sechsundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


die großen Leiſtungen, die die Poſt ausführt, hinweiſen. Es hat ſich heraus: 

eſtellt, daß die Zahl der zu beſtellenden Zeitungen nach Eintritt der Er⸗ 
7 9 eher zu⸗ als abgenommen hat, und daß circg der doppelte Be⸗ 
trag des früheren Landbrief⸗Beſtellgeldes einfach durch Zeitungen aufkommt. 
Der Unterſchied beträgt etwa 12,000 Thlr. und die Poſtverwaltung hat 
Werth auf dieſe Einnahme gelegt, um dadurch Mittel zu gewinnen, die 
e der Landbrief⸗Poſt und der Ermäßigung des Beſtellgeldes 
zu ermöglichen. 

Abg. Schmidt (Randow) empfiehlt die Herabſezung des hohen Packet⸗ 
Portos. Der Redner erinnert daran, daß das Porto für die jängſt verſen⸗ 
deten Berichte des letzten ſtatiſtiſchen Congreſſes nach der Schweiz 5%, nach 
Belgien 6%, nach Holland 7, Schweden und Norwegen 8, Frankreich 19%, 
Italien 21, England 28, Serbien 35, Donaufürſtenthümer 40, nach Kurs 
land 40, nach Portugal 42, nach Rußland 53 Sildergroſchen, nach Spanien 
aber 5 Thlr. 20 Sgr. betrug. Da die Poftverwaltung ſchon ſo vielfache 
Erleichterungen herbeigeführt, ſo wäre zu wünſchen, daß es auch auf dieſem 
Gebiete durch Unterhandlung mit den reſp. Regierungen geſchebe. 

General⸗Poſtdirektor Philippsborn: Die Fabrpoſt⸗Sendungen im Aus⸗ 
lande find nicht überall in den Händen der Regierungen, ſondern vielfach in 
denen von Privat⸗Unternehmern. Die Gebühren in Deutſchand ſind nicht zu 
hoch, da aber außerhalb Deutſchlands Privat⸗Unternehmungen zu berückſich⸗ 
tigen ſind, ſo iſt es nicht leicht 1 Tarif⸗Erleichterungen herbeizuführen. 
Dennoch iſt dies der Regierung in Bezug auf Belgien und den ſüdlichen 
Theil von Großbritannien bereits gelungen. Größere Schwierigkeiten treten 
in Bezug auf Spanien und Portugal entgegen, nichts deſto weniger wird die 
Regierung erneuet Anlaß nehmen, weitere Erleichterungen zu bewirken. 

Die von der Commiſſion beantragten Einnahme⸗Poſitionen werden ge⸗ 
nehmigt. Es knüpft ih an dieſelben die Reſolution: „Die königl. Staats: 
Regierung aufzufordern, die geſetzliche Feſtſtellung des gleichmäßigen 


Portoſatzes von 1 Sgr. für den einfachen Brief im ganzen Staatsgebiete usgeſe 
- Summe ftimmen werde. Ich nebme als bekannt an, daß auch in dieſem 
Abg. v. Ernſthauſen: Da kein beſtimmter Termin für die Aufhebung, 


herbeizuführen.“ 


eſtellt worden, jo könnten er und feine Freunde ſich dem Antrage anſchlie⸗ 
en, doch ſei zu bedenken, daß durch die erzielten Verkehrs⸗Erleichterungen 
nicht das Staatsintereſſe geſchädigt werde. 

Abg. Reichenbeim: Der Staat habe kein Anrecht darauf, aus dem Porto 
Gewinn zu ziehen. Je nieoriger daſſelbe ſei, deſto mehr Vortheil bringe es 
dem Verkehr und dadurch werde der Nationalreichthum gefördert. Darauf ſei 
das Augenmerk zu lenken. > 5 i 

Der Antrag wird einftimmig angenommen und die ſämmtlichen übrigen 
Etats werden ohne jede Discuffion genehmigt. ; 

Zweiter Gegenſtand der Tagesordnung iſt der Bericht der Commiſſion 
zur Prüfung des Staatshaushalts pro 1865 über die Etats für 
die Verwaltung der direkten Steuern, für die Verwaltung der indi⸗ 
Ben 3 wie der Einnahmen und Ausgaben aus dem Salz⸗ 

onopol. > 

Abg. v. Kirchmann hat den Antrag gekellt: Das Haus wolle beſchlie⸗ 
ßen, die Berathung über die vorſtehenden Etats bis zum Schluſſe der Be⸗ 
rathung der Specialetats auszuſetzen. 5 

Abg. v. Kirchmann (für ſeinen Antrag): Die Höbe der Einnahmen ſolle 
nicht dr feſtgeſtellt werden, ehe man nicht über die der nothwendigen Aus: 
gaben An Bes gefaßt habe. Der Etat habe bereits weſentliche Verände⸗ 
rungen in Beſchränkungen oder Erhöhungen erfahren, andere Aenderungen 
ſtänden noch in Ausſicht. Es empfehle ſich, dieſe abzuwarten und die wich» 
tigſten Einnahmepoſten nicht gewiſſermaßen aufs Geradewohl zu votiren. 
Sein Antrag verfolge keine Hintergedanken und ſei nicht aus Oppoſitions⸗ 
Rückſichten entſtanden, ſondern nur aus geſchäftlichen Zweckmäßigkeitsgrün⸗ 
den. Zur Zeit laſſe ſich noch nicht Überfehen, wie weit das Haus in ſeinen 
Bewilligungen gehen dürfe. 25 ; 

Abg. Wachler: Dieſer letzte Satz ſcheine ihm doch nicht alle Hinterge⸗ 
danken auszuſchließen. Er halte den Antrag nicht für ganz gerecht. Die 

rincipienfrage, die bei den Etatsberathungen noch nicht zum Austrag ges 
bracht ſei, könne nicht Veranlaſſung geben, bei einer einzelnen Etatsgruppe 
eine Ausnahme von der Regel zu machen; bei jedem einzelnen Etat ſeien 
die erforderlichen Erhöhungen und Abſetzungen vorgenommen worden; warum 
Ein 1 auch nicht bei den directen und indirecten Steuern geſchehen 
nnen 

Abg. Dr. Waldeck: Zwiſchen den Etats, bei denen man bisher ſo ver⸗ 
fahren habe und dem der directen und indirecten Steuern ſei ein gewaltiger 
Unterſchied. Die Domainen und Forſten z. B. bildeten Staatsvermögen 
und, bei dieſer Verwaltung könne man allerdings anders verfahren, als bei 
den directen und indirecten Steuern, die aus den Taſchen der Einzelnen ent⸗ 
richtet würden und zu deren Feſtſtellung die Volksvertretung ibr Recht aus 
Art. 99 der Verfaſſung berleite. Zuerſt müßten die Ausgaben, dann die 
Einnahmen feſtgeſtellt werden. Einen Hintergedanken verfolge der Antrag 
nicht, ſondern bezwecke nur, daß das Princip, welches die Budget⸗Commiſ⸗ 
ſion aufgeſtellt habe, zu voller Geltung komme. E 
Abg. Stavenhagen: Wenn es ſich wirklich bloß um ein formelles 
Intereſſe handle, dann ſei es beſſer, ſofort in die Berathung des Elats eins 
zutreten und nicht erſt eine Stunde über formelle Bedenken zu debattiren. 
Der Antrag würde in ſeinem Recht ſein, wenn das Haus durch ſein Votum 
einen Einfluß auf die Contingentirung der Steuern ausüben konne. Die 
Staatsregierung widerſpreche dieſer Contingentirung und da alle Einnahme⸗ 
Poſitionen auf beſtimmten Geſetzen beruhten, fo ſei dieſer Widerſpruch nicht 
u umgehen. Das Haus werde demnach nichts gewinnen, wenn es die Be⸗ 
rathung der vorſtehenden Etats hinausſchiebe. en 

Abg. v. Kirchmann: Er habe nicht blos die formellen Zweckmäßigkeits⸗ 
rückſichten, ſondern auch das Princip hervorgehoben, daß die Ausgaben feſt⸗ 
geſtellt ſein müßten, ehe man die Einnahmen votiren könne. Er wolle noch 
darauf hinweiſen, daß durch die Einnahmen auch die Ueberſchüſſe bedingt 
würden, welche dem Staatsſchaze zufließen. R 

Finanzminiſter v. Bodelſchwingh: Er glaube, die Anſicht, als ob es 
ſich um eine Feſtſtellung der Steuern handle, als eine irrige d zeichnen zu 
müſſen. Es handle ſich nicht um die Genehmigung, die Steuern feſtzuſtellen, 
9 — um die Frage, ob die Pere poll Steuern mit den beantragten 

nfägen auf den Etat gebracht werden ollen. In dieſer Beziehung erkenne 
die Regierung das Controlirungsrecht des Hauſes vollſtändig an. Die Steuern 
ſelbſt aber ſeien feftgeftellt und würden nach den Geſetzen erhoben. 

Nachdem der Adg. v. Bo kum⸗Dolffs einige Worte, die auf der Jour⸗ 
naliſtentribüne unverſtändlich bleiben, gegen den Antrag geſprochen hat, 


bemerkt 

Abg. Schulze (Berlin): Es handele fh um die wichtigſten Einnahme⸗ 
pofitionen, Das Haus babe bei der Bewilligung der 8 5 zwei Rich⸗ 
tungen in Betracht zu ziehen, erſtens, daß es diejenigen Staats zwecke, für 
welche die Verwendung der Geldmittel bewilligt wird, fanctionirt, und zwei: 
tens, daß es die Mittel, die es bewilligt, mit dieſen Staatszwecken in Ver⸗ 
haͤltniß zu ſetzen habe. Wenn alſo für mehrere Punkte höhere Ausgaben 
votirt würden, ſo könnte doch nicht eher an die Mittel zur Deckung gegangen 
werden, ehe nicht alle Ausgaben durchberathen ſeien. Deshalb empfehle ſich 
der Antrag, die Votirung der wichtigſten Steuern noch auszuſetzen. 

Der Schluß der Debatte wird beantragt und angenommen. Bei der Ab: 
pee) der Antrag v. Kirchmann abgelehnt. (Dafür die Fort⸗ 

rittspartei. 

Das Haus tritt nunmebr in die Debatte. über die Verwaltung der 
directen Steuern ein. Die 7 Titel der Einnahme ergeben einen Ge⸗ 
ſammtbetrag von 31,511,632 Thlr. Darunter iſt in Tit. 2 die Gebäude⸗ 
ſteuer angeſetzt mit 3,506,000 Thlr. 

Abg. Frentzel: Er werde gegen die Bewilligung der Gebäudeſteuer 
ſprechen. Wenn das Haus die fämmtlichen directen Steuern bermeigere, 
ſo werde es damit den geſctzlichen Boden nicht . umſoweniger bei 
Ablehnung der Gebäudeſteuer. (Redner bleibt trotz ſeiner ſtarken Stimme, 
da er ſich faſt ausſchließlich an die rechte Seite des Hauſes wendet, auf der 
Journaliſtentribäne im Zuſammenkbange fa Heeg unverſtändlich) 

Er unterzieht die Art kel 99, 100 und 109 der Verfaſſung einer einge⸗ 
benden Erörterung und weiſt aus den Verhandlungen der erſten und zweiten 
Kammer bei Berathung des Verfaſſungs⸗Entwurfes nach, daß die Ablehnung 
der Gebäudeſteuer die geſetzlichen Bale de des Hauſes nicht aberſchreiten 
würde. Man fage, daß feine Partei eine peincipielle Oppoſition mache; 
nun, fie bezahle dieſe Oppoſition theuer genug; aus bloßer Liebhaberei an 
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edition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Saber Beſtellungen auf die Zeitung welche Sonntag und Montag 
einmal an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Montag, den 15. Mai 1865. 


der Oppoſition gebe man ſich nicht Verfolgungen Preis. Man frage Die⸗ 
jenigen, welche ihre Stellen verloren hätten, welche verſetzt, oder auf andere 
Art gemaßregelt worden wären. Aber man wolle ſich nicht durch die feudale 
Partei niederdrücken laſſen, man dürfe nicht ablaſſen, zu allen geſetzlichen 
Mitteln zu greifen, um nicht unterliegen zu müſſen. Man dürfe den Kampf 
gegen die politiſchen Laſter, die man im Staate erdulde, nicht aufgeben und 
müſſe mit Entſchloſſenbeit alle Rechte wahrnehmen. So empfehle ſich drin⸗ 
gend wenigſtens die Abſetzung der Gebäudeſteuer. 1185 
Abg. Stavenhagen: Ich will dem Hrn, Vorredner nicht auf das por 
litiſche Gebiet folgen, ſondern einfach bei der Frage bleiben. Der Herr Vor⸗ 
redner hat uns auseinandergeſetzt, weshalb die Gebäudeſteuer geſtrichen werden 
könne und müſſe; er hat auf die Verfaſſung hingewieſen und daran erinnert, 
was bei den Berathungen über die Artikel 99, 100 u. 109 in früheren Seſſto⸗ 
nen beider Häufer Der und Jener, was A, oder B. geſagt haben. Nun, ich 
bin der Anſicht, die hier ſchon früher ausgeſprochen worden ift, daß Kammer⸗ 
klatſch kein Material zu Interpretirungen der Verfaſſung abgeben ſolle. Wir 
ſollen uns in der Kunſt der Interpretirung mit der Staatsregierung nicht 
in einen Wetteifer einlaſſen; laſſen Sie uns die Verfaſſung verſtehen nach 
ihrem klaren Wortlaut. Die 9 kommt mit ihrer Interpreta⸗ 
tion noch weiter, als wir mit der unſrigen. Die Gebäudeſteuer iſt durch ein 
G:feß feſtgeſtellt und deshalb iſt die Regierung zu ihrer Erhebung ermäch⸗ 
tigt. Es kann ſein, daß die Anſätze im Etat falſch ſind; dann können wir ſie 
ändern, aber daraus zu folgern, daß die Staatsregierung nicht das Recht 
habe, die Gebäudefteuer zu erheben, den Beweis iſt uns der Herr Vorredner 
ſchuldig geblieben. ch bitte alſo, ſeinen Antrag auf Streichung der Ge⸗ 
bäudeſteuer zu berwerfen; was die allgemeiner gehaltene Empfehlung anbe⸗ 
trifft, die ganzen directen Steuern zu verweigern, jo glaube ich, daß es dem 
Herrn Vorredner damit kaum Ernſt geweſen ſein kann. x 

Abg. Dr. Waldeck: Ich bemerke zunächſt, daß ich nur gegen die Ge⸗ 
bäudefteuer und für die Streichung der im Etat für dieſe Steuer ausgeſetzten 


Jahre, wie in dem vorigen die Summe von 5—6 Millionen für die Koſten 
der Reorganiſation wird geſtrichen werden. Wie können wir dieſem Stand⸗ 
punkte gegenüber eine Mehreinnahme von der Höhe der Gebäudeſteuer be 
ſtehen laſſen, wenn wir zu ihrer Streichung berechtigt ſind. Das aber iſt 
der Fall, denn es tritt uns hier eine Steuer entgegen, die erſt vom 1. 8 
1865 ab erhoben werden ſollte, und hätten wir, wie es nach der Verfaſſung 
geſchehen ſollte, das Budget feſtzuſtellen, ehe das Etatsjahr begann, fo hätten 
wir es mit einer zu dieſer 5 noch nicht beſtehenden Steuer zu thun ge⸗ 
habt, und wir würden durch nichts behindert worden fein, dieſe Steuer im 
Etat zu ſtreichen. Es iſt alſo rein zufällig, daß wir daran verhindert worden 
find, und wir müſſen uns hierbei nach meiner feſten Ueberzeugung auf den 
Standpunkt ſtellen, als ob wir die Steuer vor dem 1. Januar 1865 zu bes 
rathen hälten. M. H.] Wir find gleichmäßig durch unfere früheren Bes 
Beſchlüſſe, wie durch die Haltung, welche die Regierung bei der Debatte über 
den General⸗Bericht der Budget⸗Commiſſion beobachtet hat, gebunden, bei 
der einfachen Streichung zu beharren. Wäre es richtig, was der Herr Finanz⸗ 
miniſter vorhin geſagt bat, daß wir bei den Einnahmen weiter nichts zu thun 
hätten, als dieſelben kalkulatoriſch zu prüfen, dann wären wir in der That 
ſehr überflüſſige Perſonen. Aber Art. 99 der Verfaſſung ſtattet uns mit 
anderen Befugniſſen aus. Alle Einnahmen und Ausgaben ſollen auf den 
Etat gebracht und dieſer Etat durch ein Geſetz ſeſtgeſtellt werden. Das er⸗ 
iebt ſich aus den Berathungen über den Verfaſſungsentwurf. Von der 
übeſten Zeit an, von den Seſſionen der National⸗Verſammlung bis zur 
endlichen Feſtſtellung der Verfaſſung iſt es Niemandem in den Sinn gekom⸗ 
men anzunehmen, daß dem Haufe nicht das volle, ganze Budgetrecht zuſtehen 
ſolle. Ebenſo klar und unzweideutig iſt Art. 100 der 
tuirt das conſtitutionelle Recht des Volkes, daß Steuern nur erhoben werden 
können, wenn ſie von dem Volke, von den Vertretern des Volks bewilligt 
werden. 

Wenn uns dagegen Art. 109 der Verfaſſung angeführt wird, ſo verweiſe 
ich auf die Reden des früheren Miniſters des Innern, des Herrn v. Mans 
teuffel, um darzuthun, daß bei Berathung dieſes Artikels nicht im mindeſten 
daran gedacht worden iſt, dem Budgetrecht zu nahe zu treten. (Redner ber⸗ 
lieſt die betreffenden Stellen.) Es iſt auch nicht im Geringſten zweifelhaft, 
daß mit der Forterhebung der beſtehenden Steuern und Abgaben nur dieje⸗ 
nigen gemeint ſind, welche zur * der 1 der Verfaſſung, im Jahre 
1850 ſchon beſtanden haben. H.! Dieſen Thatſachen gegenüber iſt es 
ganz unzuläſſig, von Interpretationen zu ſprechen. Wir wollen die Regie⸗ 
rung nur vermögen uns ein richtiges Budget zu geben. Lehnen Sie die 
Gebäudeſteuer ab. Wir haben das Recht dazu, aber indem wir es haben, 
liegt uns auch die Pflicht ob, es auszullben. (Bravo.) 

Abg. v. Carlowitz (faft ganz unverſtändlich) erklärt ſich für den Com⸗ 
miſſions⸗Antrag, weil die Steuer auf einem Geſetze deruhe, welches auf ver⸗ 
fafjungsmäßigem Geſetze zu Stande gekommen ſei. Er interpretire den 
Art. 109 anders, als der Vorredner, er betrachte nämlich als „beſtehende 
Steuer“ diejenige, die durch ein Geſetz feſtgeſtellt ſei. Die Abſetzung der 
Gebäudeſteuer ſteht dem Haufe nicht zu ; ein ſolches Recht könne nur aus⸗ 
5 werden, wenn es unzweifelhaft ſei, und dies könne hier nicht zugegeben 
werden. 

Abg. Dr. Löwe (Bockum): Ich bin in der glücklichen Lage, den Dingen 
objectiber gegenüberzuſtehen, als andere, weil ich nicht zu den Mitgliedern 
des Hauſes gehört habe, die die Gebäudeſteuer votirt haben, Ich lege ſonſt 
auf die Aeußerungen des Vorredners großes Gewicht, allein ſchon der Abg. 
Waldeck hat Ihnen geſagt, daß, wenn Sie ſolchen Anſichten Raum geben, 
Sie Ihr Budgetrecht auf die rein kalkulatoriſche Feſtſtellung der Zahlen res 
duciren. Es liegt in der Natur des Budgetrechtes, daß eine Einnahme nicht 
ein für allemal bewilligt werden kann, ſondern daß ſie immer wieder von 
Neuem bewilligt werden muß, damit ſie vorhanden ſei. Die Rechtsfrage iſt 
durch den Abg. Waldeck vollſtändig erörtert werden. Aber abgeſehen davon: 
iſt es denn die überlegene Klugheit der Herren Miniſter, die ihren N 
tationen ſoviel Gewicht verleiht? überzeugen ſie uns und das Land 
die Regierung hat einzig und allein die Macht, die ſie in den Stand ſetzt, 
ihrer Interpretation Folge zu geben. 


Mit dem Rechte, das jeder Steuerzahler hat, feine Taſche aufr oder zus 


zumachen, ſind wir wieder in einem * ortheil. Ich würde mich auf 
eine Interpretation nicht einlaſſen, wenn hier nicht ein ganz 7 Fall 
vorläge. Hier iſt ein Steuergeſetz gemacht, 4 Jahre vorher, bevor es Geltung er⸗ 
balten fol. Man muß bei jedem Geſetz immer nach der ratio 0 fragen, 
und da finde ich, daß das Geſetz damals eine ganz andere Abjicht geha 
hat, als heute. Die tr . 5 
damals für das Geſetz geſtimmt haben, gegenwärtig dafür nicht voliren 
würden. Das Geſetz wurde votirt, weil große Staatsausgaben in Ausſicht 
waren, weil man vorausſetzte, daß die beſtehenden Steuern nicht den noth⸗ 
wendigen Ertrag erreichen würden, und weil man ſich einem Minifterium 
egenüber befand, das durchaus auf verfaſſungsmäßigem Boden ſtand. Sie 
2 — geſehen, daß die Einnahmen in einer Weiſe geſtiegen ſind, daß 
Ertrag, den die Qebäudeſteuer erreichen ſollte, weit überſchritten ift, ohne 
Gebäudefteuer. Dabei bitte ich zu beobachten, daß die Steuerkraf des Lan⸗ 
des wabrſcheinlich an der Grenze ihrer Belaſtungsfähigteſt angelangt iſt, und 
daß die Ueberbürdung nicht allein zur Steuerverweigerung, ſondern au 
Auswanderung führt. Dies Reſultat trat in den zwanziger 
Provinz Weſtfalen hervor. Die Bauern, die ſich dort zur Auswanderung 
entſchloſſen, waren vollſtändig ausgeſogen worden, weil fte bei * Steuer⸗ 
zahlung borgen mußten. Ich will die Herren (zur Rechten) auf ı 
bative Autorität verweiſen, auf eine Schrift des Auditeur Marquardt, „Die 
Bauernſchinder“, worin derſelbe ſchildert, 5 Juden oder Ariſtokraten den 
Bauern das Geld zur Steuerzahlung vorſchöſſen, ſich unglaublich hohe Zinſen 
zahlen ließen und endlich einen günftigen Moment wahrnähmen, um das 
Gut ſubhaſtiren zu laſſen. Der Steuerbrud kann alſo ſehr wohl empfunden 
werden, ohne daß es gerade zu einer Steuerverwei 1 kommt, und wir 
haben in unſerem Bol einen ſo geſunden Sinn, daß es ſich die Hand blutig 
arbeitet, um nur die ihm gest obliegenden Steuern wu zahlen. Es tritt 
aber noch hinzu, daß die Regierung feit 3 Jahren ohne Budget regiert. Ich 
möchte fragen, ob die Steuer Angeſichts eines ſolchen Zuſtandes bewilligt 
worden wäre? Gerade die wachſenden Einnahmen haben es möglich 10 
daß die Wege eingeſchlagen — die nicht unſere 5 05 find, durch die wach 
ſenden Einnahmen iſt es dem Premier⸗Miniſter möglich geweſen, In ſagen: 
„er führen mit uns, wie ohne uns.“ mich iſt d e 


Verfaſſung. Er ſta⸗ 


Nein, 


erhältniſſe haben ſich fo geändert, daß die Herren, die 
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2 . Lande 1 


andhabung des 1 das Mittel, in die nothwendige 
9 binein i kommen. Wir haben unſer Recht bis jetzt viel zu 
wenig gewahrt, und ich beuge mein Haupt in Demuth vor den Herren (zu 
den Conſervativen), deren Hence e es moglich gemacht hat, die Geſetz⸗ 
gebung zum Stillſtand zu bringen. Ihnen war dies möglich, weil fie mehr 
an die Herrſchaft denken, als wir, weil ſie nicht mit dem Volke identiſch 
— weil ſie nur daran denken, das Volk zu regieren. (Zuſtimmung.) 
ollen Sie dem Volke die Ueberzeugung geben, daß wir mit unſerer Ver⸗ 
faſſung und den Geſetzen wirklich vorwärts kommen können, ſo beginnen Sie 
damit, meine Herren, J Steuerbewilligungsrecht zu gebrauchen, wie Sie 
es unzweifelhaft gerade bei neuen Steuern beſitzen. (Bravo!) 
bg. Dr. Gneiſt: Es iſt klar, daß bei den Verhandlungen von 1848 über 
die Verfaſſung, die Abſicht 7 hat, die Stagtseinnahmen abhängig 
u machen von der jährlichen Budgetbewilligung, unſere bisherigen Steuern 
n temporäre zu verwandeln, die Jahr für Jahr bewilligt werden müſſen. 
Aber bei den letzten Verhandlungen über das Zuſtandekommen der Verfaſ⸗ 
ſung hat die Schlußredaction einen anderen Sinn hineingebracht, als er 
urſprünglich werden ſollte. Ich will zugeben, daß die Frage controvers iſt, 
will annehmen, der Art. 109 wäre nicht da, dann ſteht dem Antrage ein an⸗ 
deres Hinderniß entgegen und zwar, in der Natur der dauernden Steuern, 
und dieſes Hinderniß tritt gerade bei neuen Steuergeſetzen hervor. Die neuen 
Steuergeſetze beruhen auf der Zuſtimmung aller drei Factoren der Geſetzge⸗ 
bung, ſie begründen ein dauerndes Verhältniß zwiſchen Krone, Kammern und 
Steuerzahler, d. h. dieſe Steuern er nicht beſtimmt für einzelne Bedürfniſſe, 
ondern für die Geſammtbedürfniſſe, nicht für das Bedürfniß eines Jahres, 
ondern für alle Jahre, ſie ſind der Staatsgewalt ſo dauernd und unwider⸗ 
ruflich gegeben, wie eine Domäne. Wenn dieſe Steuer alſo für jetzt rückgän⸗ 
gig gemacht werden ſoll, ſo bedarf es eines Geſetzes, von dem wir aber wohl 
wiſſen, daß es die Zuſtimmung der anderen 4 5 — der Geſetzgebung nicht 
erhalten werde. Die Zuſtimmung aller drei Factoren der Geſetzgebung iſt 
nothwendig und wir können dieſelbe nicht umgehen. Der Antrag auf Strei⸗ 
chung der Einnahmen der Gebäudeſteuer aus dem Etat ſteht dem Geſetze und 
der Berfaffun entgegen. Was von drei Theilen vereinbart iſt, kann nie von 
einem Theile ſuspend rt oder außer Geltung geſetzt werden, dieſer eine ewige 
Satz der ein e ſteht unerſchütterlich feſt. Mit dem Antrage verlaſſen 
wir den einzig ſicheren Boden, den wir haben. Wir ſtehen auf dem Boden 
unſerer Geſetze und berufen uns darauf, daß, was von drei Theilen feierlich 
ſanctionirt iſt, nicht 1 Veenhte gemacht werden kann. Dieſen Boden, auf 
dem unſere ganze Kraft beruht, dürfen wir nicht verlaſſen; wir würden durch 
einen ſolchen Beſchluß eine Verantwortung auf uns laden, die wir nicht 
tragen können. Wir würden dem Steuerzahler den Glauben geben, daß er 
die Steuer nicht zu zahlen brauche, und wir würden die Leute zu Schritten 
induziren, bei denen wir fie nicht ſchüzen können. Der einzige Weg iſt die 
Einbringung eines Geſetzentwurfes; dies iſt aber auch der einzige geſetzliche 
Weg, und einen anderen will ich nicht ſuchen. (Bravo!) 
wei Anträge auf Schluß der Debatte werden abgelehnt. 
bg. Schulze (Berlin): Wenn ich auch vor den ſtaatsrechtlichen Deduc⸗ 
tionen des Vorredners den — 1 Reſpect habe, ſo kann man doch in dieſer 
Frage zu ganz anderen Schlüſſen kommen als er, namentlich wenn man aus⸗ 
eht von dem Begriff der Steuer und von dem ihres Weſens und Zweckes. 
Bin find Abgaben zu Staatszwecken, Staatszwecke aber können allein 
durch das Budget nachgewieſen werden und inſofern ſie finanziell Folge ha⸗ 
ben, namentlich ſoweit fle die Steuerkraft des Landes betreffen, hängt ihre 
geftelung in jedem conſtitutionellen Staate von der Landesvertretung ab. 
er Kernpunkt der Frage iſt eben, daß die Steuern etatiſirt werden müſſen, 
und darin liegt auch unſere Berechtigung, die in Frage ſtehende Etats⸗Poſi⸗ 
tion zu ſtreichen. Die Etatiſirung der Steuer entſcheidet darüber, ob im lau⸗ 
fenden Etatsjahr die Steuer für die beſtimmten Zwecke bewilligt werden ſoll 
oder nicht; und die Verfaſſung ſagt klar und beſtimmt, daß alle Ausgaben im 
Etat angelegt und von der Landesvertretung genehmigt werden müſſen. Das 
an das uns unzweifelhaft zuſteht, kann keinen andern 
Sinn und er haben als den: wir follen die Belaſtung des Volkes, ſoweit 
es ohne Gefährdung des Staatslebens geſchehen kann, beſchränken und wo 
fie uns zu groß ſcheint, auf das rechte Maß zurückführen. Sonſt 1 man 
der Regierung das Recht zu, De beliebige Einnahmen beliebige Verwendun⸗ 
gen zu treffen und hat ſchließlich nur zuzuſehen, daß die Rechnung der Ein: 
nahmen und Ausgaben jtimmt. Damit aber wäre unſer Ausgabe⸗Bewilli⸗ 
3 vernichtet. (Sehr wahr! links.) Dafür reicht die Oberrechnungs⸗ 
ammer aus, ein Abgeordnetenhaus braucht man dazu nicht! Das Zuger 
ſtändniß der Regierung, daß die Steuer nicht nach richtigen Grundſätzen ver⸗ 
anlagt ſei, kann für uns nur ein Grund mehr, könnte allein ſchon ein genü⸗ 
gender En fein, die Steuer zu verweigern, bis eine richtigere Veranlagung 
efunden iſt. 
x Fragt man nach dem praktiſchen Erfolg der Verweigerung der borliegens 
den Etatspoſition durch unſer heutiges Votum, ſo ſage ich: die Wirkung un⸗ 
ke Abſtimmung wird die bedeutendſte fein, die wir überhaupt durch unfer 
otum in dieſem Augenblick erzielen können. Wir können dadurch zwar 
nicht die grobe Streitfrage, die unſer ganzes Verfaſſungsleben durchzieht, 
zum Abſchluß bringen, aber wir haben durch den Gebrauch eines Rechtes, 
das uns zuſteht, das conſtitutionelle Bewußtſein im Lande geſtärkt, und für 
die geſicherte Ausübung unſerer Verfaſſungsrechte in günftigeren Zeiten, als 
es die jetzigen ſind, eine feſte Grundlage gegeben. Ich bitte Sie (zur Frak⸗ 
tion Bockum⸗Dolffs gewendet), laſſen Sie uns in dieſem Kampfe zuſammen⸗ 
ſtehen, wie wir bisher immer zuſammengeſtanden haben. (Bravo links.) 
inanzminiſter v. Bodelſchwingh: Es iſt von mehreren Rednern die 
Abſicht ausgeſprochen worden, mit dem Verwerfungsbeſchluß demonftrirerd 
auf das Land einzuwirken. Es iſt geſagt worden, der Beſchluß wende ſich 
an die Bevölkerung, und ſolle da einen Eindruck hervorbringen. Ich hoffe 


dringend, wenn der Beſchluß wirklich gefaßt werden follte, was ich im In⸗ 


tereſſe der Bevölkerung nicht wünſchen kann, daß er dann den erwarteten 
Erfolg nicht haben wird, weil ich ihn für einen ſehr betrübenden, und für 
die Bevölkerung nachtheiligen halte. Es ift ſchon von einem Redner (Gneiſt) 
aber dargelegt worden, daß der Beſchluß mit den Beſtimmungen der Ver⸗ 
faſſungsurkunde nicht in Einklang zu bringen ſei, daß dieſelbe die Regierung 
unzweifelhaft berechtigt und in Solge deſſen verpflichtet, dieſe durch Geſetz 
beſtehende Steuer ſo lange fortzuerheben, bis ſie durch Geſetz aufgehoben 
oder verändert iſt. Die Auf- und Feſtſtellung des Etats hat nur die Aufs 
gabe zu löfen, daß darin die Steuern auch an dem gehörigen Platze, mit 
den Summen, die ſie nach dem Geſetz abwerfen ſollen, ihre Aufnahme finden. 
Die Bewilligungen der Steuern und die der Ausgaben ſtehen nach mei⸗ 
ner Anſicht auf Ir verſchiedener Grundlage. Die erſteren beruht ganz unbes 


dingt auf dem Geſetz oder ſie müſſen neu in dem Etat aufgenommen wer⸗ 


den; die letzteren bedürfen der Genehmigung im Etat. Aber wo eine geſetz⸗ 
liche Feſtſtellung ſtattgefunden hat, da kann die Aufnahme in den Etat und 
die Feſtſtellung im Etat meines Erachtens nach nicht noch in Frage geſtellt 
werden. Würde dem Antrag Folge gegeben, und würde er, was ich nicht 
befürchte, in der Bevölkerung den beabſichtigten Anklang finden, ſo würden 
Folgen eintreten und eintreten müſſen, die dem Lande nur Nachtheil brin⸗ 
ga könnten, denn es würde die Regierung durch eine Verweigerung der 

ufnahme dieſer Steuer in den Staats⸗Haushalts⸗Etat nicht der Pflicht 
überhoben, die Steuer einzuziehen, nöthigenfalls mit Strenge, und dann 
mit Koſten, die den Steuerzahlern zur Laſt fallen müßten. 57 glaube, 
meine Herren, daß ein ſolcher eſchluß für das Anſehen des Hauſes im 
t ein bortbeil after werden würde; wie mir ſcheint, würde das 
Gegentheil der Fall ſein, die Regierung kann und darf dadurch nicht in 
irgend eine erfolgreiche Verlegenheit verſetzt werden, weil ſie die Steuern 
dennoch einziehen wird, ein Beſchluß aber, der keinen Erfolg haben kann 
und wird, wird unmöglich das Anſehen des Landes ſtärken können. Ich 
wünſche dringend, daß der Conflict über das Budgetrecht baldmöglichſt ſein 
Ende erreiche. (Heiterkeit links.) Ja, meine Herren, ich halte das nicht für 

cherlich, ich habe es ganz ernſtlich gemeint. Ich wünſche gewiß dieſen 


= 1a 
Streit möͤglichſt bald beigelegt zu ſehen, aber durch ſolche Anträge und Res 


den, wie wir ſie hier vernommen haben, wird die Beilegung gewiß nicht 
ae und ich halte ſolche Anträge für um fo bedenklicher, als fie mög⸗ 
= bann ud effektvoll fein könnten. Ich bitte Sie daher, lehnen Sie dieſen 
ntrag ab. 
Die Discuffion wird geſchloſſen. Zu einer perſönlichen Bemerkung er⸗ 
hält das Wort der 8 
Abg. v. Bonin: Wenn der erſte Redner (Abg. Frentzel) hervorgehoben 
at, ich befände mich in weſentlich anderer Stellung, als die Mitglieder der 
ppoſition von jener Seite (links), denen das Opponiren ſchwer genug ger 
macht werde, fo hat er vergeſſen, daß ich nicht einmal, ſondern ſchon zwei⸗ 


mal wegen meiner politiſchen Ueberzeugung aus einer nicht untergeordneten 


amtlichen Stellung entfernt worden bin (hört!) Wie er mir abſolutiſtiſche 
Tendenzen hat unterlegen können, begreife ich nicht, da ich in meinem ganzen 
parlamentariſchen Leben immer nur die Aufrechterhaltung der Verfaſſung 
und die Heiligkeit der Geſetze vertheidigt habe. Wenn er endlich auf das 
Wörtchen „von“, welches ich vor meinem Namen trage, und welches meine 
Vorfahren ſeit Hunderten von 2 getragen haben, hingewieſen hat, jo 
e ich mich deshalb von ihm in keiner Weiſe unterſchieden, obgleich er das 
örtchen erſt ſeit zwei Generationen vor 1 7 Nameu trägt. 
Abg. Frentzel (perſönlich): Abſolutiſtiſche Tendenzen habe ich dem 


= Vorredner nicht vorgeworfen. — Die letzten Worte können ſich wohl nicht 
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auf mid, beichen, da ich bein foldes Wörtchen „bon“ bor meinem Nomen 


Abg. v. Bonin: So viel mir aus anderen Quellen bekannt iſt, iſt der 
Vater des Hrn. Abg. Frentzel geadelt worden (Große Heiterkeit). 5 

Abg. Frentzel: Ich habe allerdings zu erwähnen vergeſſen, daß mein 
Vater geadelt wurde; aber, meine Herren, er war ruſſiſcher Unterthan, und 
konnte als ſolcher jenes Wörtchen „von“ nicht zurückweiſen. Ich habe aber 
freiwillig darauf verzichtet und ich werde weiter darauf verzichten. Ich will 
nicht in die Klaſſe der „Familien“ gehören. (Bravo links. Heiterkeit), 

Das Haus ſchreitet zur Abſtimmung. Es werden ſämmtliche Poſitio⸗ 
nen in Einnahme und Ausgabe ee der auf die Gebäudeſteuer 
bezügliche Tit. 2 der Einnahme mit 3,506,000 Thl. in namentlicher Ab⸗ 
ſtimmung. Für dieſe Poſition ſtimmen 160, dagegen 98. e 

Unter den mit Ja Stimmenden befinden ſich außer den Conſervativen, 
den Altliberalen, den Katholiken und der Fraction Bockum⸗Dolffs die Abg. 
Baſſenge (Lüben), Baſſenge (Lauban), Dr. Becker e Chomſe, Cou⸗ 
pienne, Grabow, Dr. Freſe (Minden), Hagen, Hahn (Wetzlar), Herrmann, 
Salt (Marienwerder), Michaelis, Parriſius (Brandenburg), Bolt, Prince⸗ 

mith, Reichenheim, Röpell, Schulze (Seehauſen), Salten, Senff, Freiherr 
v. eK Stephann, v. d. Straeten, Taddel, Tweſten, Frhr. v. Vaerſt. — 
Alle Uebrigen und in geſchloſſener Reihe namentlich die polniſche Fraction 
haben mit Nein ee 

Es folgt der Bericht der Agrar⸗Commiſſion über den vom Herrenhauſe 
an das Abgeordnetenhaus gelangten Geſetzentwurf, betr. eine Fiſcherei⸗ 
Ordnung für den Reg. ⸗Bezirk Stralſund. Referent Abg. Lette. 

In der allgemeinen Debatte über die Vorlage tadelt der Abg. Virchow 
neben der Anerkennung des Fortſchritts, dem die Regierung ſich in der frag⸗ 
lichen Angelegenheit zugewendet, die unwiſſenſchaftliche und unrichtige Vor⸗ 
ſtellung von Zugfiſchen (analog den Zugvögeln), die dem Geſetzentwurf zu 
Grunde gelegt ſei. Auf die letzteren ſollen nämlich die Maßregeln und Vor⸗ 
ſchriften zum Zwecke der Schonung während der Laichzeit nicht zutreffen. 
Dadurch werde der Hering, der kein Zugfiſch ſei, kein Einwanderer aus der 
Nordſee in die Oſtſee, ſondern ein Eingeborener der letzteren, der nur je nach 
der Jahreszeit das tiefe oder flache Gewäſſer auſſuche, übrigens nicht eine 
Laichzeit im Frühling habe, wie die wiſſenſchaftlichen Organe der Regierung 
annehmen, ſondern noch eine zweite im Herbſt — dadurch werde der Hering 
der Ausfiſchung preisgegeben, während doch der Heringsfang den geſammten 
übrigen Fiſchfang an Bedeutung weit übertreffe und die wahre Schule für 
die zukunftige Flottenmannſchaft ſei. 

edner erinnert an die Autorität des Prof. Münter in Greifswald in 
Bezug auf den Hering und warnt vor beliebigen weiteren Ausdehnungen 
des unwiſſenſchaftlichen Begriffes „Zugfiſch“ auf andere Fiſche, die damit des 
Rechtes auf Schonung verluſtig gingen. Er tadelt ferner, daß man dem 
armen Fiſcher, der vielleicht eine Woche hindurch auf klare See gewartet hat, 
verbietet, am Sonntag auszufahren im Intereſſe der Sonntagsfeier und die 
allzuſtrengen Straſvorſchriften gegen Uebertretungen der Fiſcher. Zwar will 
er beſtimmte Anträge nicht ſtellen, hält es aber für kein Unglück, wenn der 
Entwurf noch einmal an das Herrenhaus zurückgehen ſollte, über welchen 
Punkt die Commiſſion gar a ſchüchtern gedachte habe. l 

Abg. v. Kathen, der ſelbſt zwei Amendements eingebracht hat, will ſie 
zurückziehen, um die Erledigung des Geſetz⸗Entwurfs nicht zu verzögern. 
Miniſter der landwirthſchaftlichen Angelegenheiten v. Selchow empfiehlt un⸗ 
veränderte Annahme der Vorlage, ſo wie ſie aus dem Herrenhauſe gekom⸗ 
men iſt; einzelne Aenderungen der Commiſſion ſeien nicht unbedenklich. 
Abg. Harkort erinnert an die Wichtigkeit der Fiſcherei für die Marine. 
Schottland habe 40,000, Norwegen 20,000 Fiſcher, aus denen die beſten 
Matrofen genommen würden. Nach einigen Bemerkungen des Abg. Leite 
5 „ der Agrar⸗Commiſſion wird in die Speclaldiscuffion ein⸗ 
getreten. 

Die $$ 1 und 2 werden ohne Diseuſſion genehmigt, $ 3 mit einem Amen⸗ 
dement der Abg. v. Kathen und Raſſow, wonach die Fiſcherei⸗Verbote ſich 
nicht auf die den Privatgrundbeſitzern nachweisbar zuſtehenden Schaar⸗Fiſche⸗ 
rei⸗Berechtigung beziehe, dagegen volle Anwendung finden ſolle auf die dem 
Fiscus als Grundbeſitzer in dieſen Revieren zuſtehende Berechtigung auch 
für den Fall, daß die fiscaliſchen Ufergrundſtücke in Zukunf auf andere 
Eigenthümer übergehen. 1 5 

Die Fortſetzung der Specialdiscuſſion wird am Montage ſtattfinden. 

Schluß 4% Uhr. Nächſte Sitzung Montag 10 Uhr. (Tagesordnung 
Fortſetzung der heutigen, 3 Am Dinſtag und Mittwoch fallen 
die Plenarſitzungen aus, am Donnerſtage ſoll die die Gerichtsbarkeit der Con⸗ 
ſuln betr. Vorlage auf die Tagesordnung geſetzt werden. 


Berlin, 13. April. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König haben 
allergnädigſt geruht: Dem Rentier rer Mühling zu Berlin den königl 
Kronenorden vierter Klaſſe zu verleihen; und den bisherigen Landrath Frei⸗ 
herrn Friedrich Auguſt Carl Ludwig Conſtantin von Quadt und Hüchten⸗ 
brud in Hamm zum Ober⸗Regierungsrath und Regierungs⸗Abtheilungs⸗ 
Dirigenten gu ernennen, 3 - 

em Oberlehrer Dr. Heinrich Wilhelm Walter Bertram am Friedrichs⸗ 
Werderſchen Gymnaſium zu Berlin iſt der Profeſſortitel verliehen worden. 

Berlin, 13. Mai. Wie aus Baden mitgetheilt wird, verläßt 
Ihre Majeſtät die Königin am 13. Mai Baden, um in Coblenz zu 
übernachten und von dort am 14., nach der Kirche, zu einem Beſuch 
der fürſtlich bohenzollernſchen Familie nach Düſſeldorf weiter zu reifen. 
Am 14. Nachmittags begleitet Ihre Majeftät Se. Majeſtät den König 
von Düſſeldorf nach Aachen. — Nach der Feier am 15. daſelbſt und 
am 16. in Köln begiebt ſich Ihre Majeftät die Königin nach Coblenz 
zurück, um hierauf vom 20. ab ihre unterbrochene Kur in Baden fort⸗ 
zuſetzen. Die Palaſtdame Gräfin Hacke, der Kammerherr Graf Roe- 
Wiſſen und die Hofdamen Gräfin Brandenburg und Gräfin Lynar 
haben die Ehre, Ihre Majeſtät die Königin zu begleiten. (St.⸗A.) 

[Militär⸗Wochenblatt.)] 
behufs feiner Verwendung im Fortificationsdienſt, von dem Verhältn 
Comp.⸗Commandeur im Schleſ. Pionnier⸗Bat. Nr. 
3. Ing.⸗Inſp., entbunden. Hermens, Pr.⸗Lt. von der 2. Ing.⸗Inſp., un⸗ 
ter Ernennung zum Comp.⸗Commandeur im Schleſ. Pionnier⸗Bat. Nr. 6, 
zum Hauptm. 2. Klaſſe befördert. v. Rozynski⸗Manger, Oberft und 
Director der vereinigten Art.» und Ing.⸗Schule, mit der Fortführung der 
0 der 1, Art.⸗Feſtungs⸗Inſp., neben feiner jetzigen Stellung, bis zum 
1, Oktober d. J. beauftragt, v. Sierakowski, Sec.⸗Lt. vom 2. Oberſchl. 
i Nr. 23, in das 4. Rhein. Infant. Regt. Nr. 30 verſetzt. 

reſch, Sec.⸗Lt. vom Train⸗Bat. des Garde⸗Corps, zum Train⸗Bat. des 
VI, Armee⸗Corps verſetzt. de Barry, Sec.⸗Lieut. vom Train 1, Aufg. 3. 


als 


Bats. (Oppeln) 2, Oberſchleſ. Regiments Nr. 23 und kr mmandirt zur Dienſt⸗ 
leiftung beim Train⸗Bat. VI, Armee⸗Corps, zur Dienſtleiſtung in Ki etatsm. 


Stelle beim Train⸗Bat. des Garde⸗Corps kommandirt. v. Stülpnagel, 
Maj. aggr. dem 7, Brandenb. Inf.⸗Regt. Nr. 60, mit Penſ. zur Dispoſition 
eſtellt. Dr. Biefel, Oberſtabs⸗ und Regts Arzt des Schleſ. Faſ.⸗Regts. 
kr. 38, behufs Uebernahme der Badearzt⸗Stelle in Salzbrunn, der Abſchied 


bewilligt. Dr. Juliusberg, Aſſiſt.⸗Arzt vom 1. Bat. (Breslau) 3. Niederſchl. 
Landw.⸗Regts. Nr. 10, der Abſchied wegen abgeleiſteter efeblicher Dienfonich 


dag. wegen zurückgelegten landwehrpflicktigen Alters bewilligt. Dr. Kloz, 
Oberſtabs⸗ und Regts.⸗Arzt des 3. Brandenb. Infant.⸗Regts. Nr. 20, zum 
Schleſ. Füſ.⸗Regt. Nr. 38 verſetzt. Dr. Beinlich, Unterarzt vom 4, Nie⸗ 
derſchleſiſchen Inf.⸗Regt. Nr. 51, Dr. Kummer, Unterarzt vom 1. Oberſchl. 
Inf.⸗Regt. Nr. 22, zu Aſſiſtenz⸗Aerzten befördert. 

[Die Sommerreiſe des Königs.] Erſt jetzt iſt als definitiv 
anzuſehen, daß Se. Maj. der König die Sommerreiſe genau wie im 
vergangenen Jahre einrichten, und ſich zum Gebrauch der Kur nach 
Karlsbad und zur Nachkur nach Gaſtein begeben wird. Auf der Reiſe 
nach Karlsbad werden den König der Oberſt v. Treskow und der Geh. 
Ober⸗Poſtrath v. Mühler, jener als Vertreter des Militär⸗Cabinets, 
dieſer als vortragender Cabinetsrath, begleiten. 

[Bei Berathung des Budgets des landwirthſchaftlichen 
Miniſteriums] kam die Angelegenheit des Generalſeeretärs des 
oſtpreußiſchen landwirthſchaftlichen Centralvereins zur Sprache. Die 
Regierung hatte den Zuſchuß zu dem Salair dieſes Beamten für die 
Zukunft verweigert, weil derſelbe ſich zur Fortſchrittspartei gehalten. 
Der bei der Berathung anweſende Minifter erklärte auf die Frage, ob 
er, falls der Generalſecretär der entſchieden conſervativen Partei ſich 
anſchließe, in derſelben Weiſe verfahren werde, — das werde wahr⸗ 
ſcheinlich der Fall fein, wenn der Generalſecretär in extremer Richtung 
agitiren ſollte. Die Commiſſion empfiehlt dem Haufe zu erklären, „daß 
die Staatsregierung nicht berechtigt iſt, die den landwirthſchaftlichen 
Vereinen gewährten Zuſchüſſe von der politiſchen Geſinnung der Beam⸗ 
ten derſelben abhangig zu machen.“ 


rr 


Ilgner, Hauptm. von der 2. Aal as 


6, unter Verſetzung zur 


Pr . ¾ XXX 


[Die Verhandlungen zwiſchen Preußen und Oeſterreich 
über die Berufung einer gemeinſamen Repräſentation der Herzogthümer 
Schleswig und Holſtein, um mit derſelben eine Verſtändigung über 
alle, die Zukunft der Länder berührenden Fragen zu ſuchen, haben, 
wie die „Nordd. A. Z.“ ſchreibt, dahin geführt, daß Preußen den vom 
wiener Kabinet gemachten Vorſchlag, zur Feſthaltung der Rechtscon⸗ 
tinuität zunächſt die Provinzial⸗Stände von 1854 in beiden Herzog⸗ 
thümern einzuberufen, angenommen hat. Es iſt dieſer Schritt in der 
That nothwendig, da die Provinzial⸗Stände von Schleswig und Hol⸗ 
ſtein das verfaſſungsmäßige Recht beſitzen, über den Erlaß eines neuen 
Wahlgeſetzes vorher gehört zu werden. Von Preußen iſt deshalb vor⸗ 
geſchlagen, die beſtehenden Stände⸗Verſammlungen unverzüglich durch 
Ausſchreibung der Neuwahlen für die ſeit dem letzten Zuſammentritt 
eingetretenen Veränderungen zu vervollſtändigen, die Stände ſchleunigſt 
einzuberufen und ihnen das Wahlgeſetz für eine gemeinſchaftliche Ver⸗ 
tretung beider Herzogthümer vorzulegen, ſei es nach dem Muſter der 
Verfaſſung von 1848, ſei es unter zu Grundelegung des Prinzips all: 
gemeiner und directer Wahlen. Sobald das wiener Kabinet ſich hier⸗ 
mit einverſtanden erklärt, kann ohne Verzug die Ausſchreibung der 
Neuwahlen für die fehlenden Mitglieder der Stände vorgenommen 
werden. 

[Das Gutachten des Kronſyndicats.] Wie die „Nordd. 
A. 3.” hoͤrt und wie bereits telegr. gemeldet worden, iſt das Referat 
des Kronſondicus, Hrn. Obertribunalsrath Dr. Heffter über die ſchles⸗ 
wig⸗holſteiniſchen Erbanſprüche gegenwärtig dem Kronſyndicat vorgelegt. 
Daſſelbe umfaßt ohne die Anlagen circa 500 Folioſeiten. Da, wie 
wir ſchon früher gemeldet haben, auch das Referat des Geh. Ober⸗ 
Tribunalsrath Dr. Homeyer vorliegt, ſo iſt nunmehr das Material für 
die Plenar⸗Berathung des Kronſyndicats vollſtändig beiſammen und 
wird dieſelbe, wie wir hören, vom 8. k. Mid. ab beginnen. 

[Zum Verkehr mit China.] Die preußiſche Regierung ſendet, 
wie die „K. Z.“ berichtet, im Intereſſe des Verkehrs mit China zwel 
junge Gelehrte, Karl Arendt und Himly, von hier in das engliſche 
Dolmetſcher⸗Inſtitut zu Peking, welche, nachdem ſie ſich hier bereits auf 
der Univerſität und aus Neigung mit der chineſiſchen Sprache gehörig 
vertraut gemacht haben, nunmehr ihre Ausbildung dort vollenden ſollen. 
Anfangs Juli dürften ſie in China anlangen. Die britiſche Regierung 
bat der hieſigen die Benutzung ibres Inſtituts geſtattet. Der königl. 
Geſandte, Herr v. Rehfues, iſt bereits nach Peking abgegangen, wo 
ſich wiederum Schwierigkeiten in Betreff der Fremden erhoben haben. 

[Olsbauſen.] Die Hoffnung der Particulariſten auf mächtige 
Unterſtützung durch den jo eben unerwartet aus Amerika zurückgekehr⸗ 
ten Theodor Olshauſen ſcheint nicht in Erfüllung gehen zu ſollen. 
Gutem Vernehmen nach begiebt ſich der Genannte, der ſchon vorge⸗ 
ſtern der an ihn ergangenen Einladung der altonaer Kampfgenoſſen 
nicht folgte, zunächſt nach Berlin zu ſeinem Bruder, dem Profeſſor 
Juſtus Olshauſen, und von da nach der Schweiz. Legitimiſtiſch⸗augu⸗ 
ſtenburgiſche Neigungen hat derſelbe auch früher nie gehabt. 

[Caution für die Kammer⸗Correſpondenzen.] Am 12. 
d. Mts. hat das Obertribunal nach dreiſtündiger Berathung das frei⸗ 
ſprechende Erkenntniß 2. Inſtanz gegen den Abg. Dr. Freſe, früheren 
Herausgeber der „lithographirten Correſpondenz“, wegen der Cautions⸗ 
pflichtigkeit der „lithographirten Kammer⸗Correſpondenz“ vernichtet und 
eine Geldſtrafe von 20 Thalern ausgeſprochen. 


[Das Piſtolenduell,] welches am 2. d. M. bei Auguſtenburg 
auf der Inſel Alſen vorfiel, fand zwiſchen den Lieutenants v. Kamptz 
und v. Beſſer vom 1. Rhein. Inf.⸗Regt. Nr. 25 ſtatt. Hr. v. Kamptz 
ſtürzte, durch's Herz getroffen, ſofort todt zu Boden. 

[Preßprozeß.] Vor der Preßprozeß⸗ Deputation des Stadtgerichts 
wurde geſtern gegen den Redacteur der „Voſſ. Ztg.“, Müller, verhandelt, 
welcher aus § 102 des Strafgeſetzbuchs angeklagt und beſchuldigt war, mit⸗ 
telft der Preſſe öffentliche Behörden in Beziehung auf ihren Beruf beleidigt 
zu haben. In Nr. 39 der „Voſſ. Ztg.“ vom 15. Februar d. J. befand ſich 
ein Leitartikel: „Berlin, den 15. Februar 1865“, dem die Rede des Abg. 
v. Hennig in der dritten Sitzung des Abgeordnetenhauſes zum Grunde lag. 
Durch denſelben ſollte namentlich das Staatsminiſterium beleidigt ſein. Der 
Angeklagte machte den Einwand, daß der Artikel ohne ſein Wiſſen in die 
Zeitung gekommen fei; der Vertheidiger, Rechtsanwalt Brachvogel, bean⸗ 
tragte das Nichtſchuldig. Seitens der Staatsanwaltſchaft wurde auf 14 Tage 
Gefängniß, Vernichtung der incriminirten Stelle und Aberkennung der Be⸗ 
fugniß zum Gewerbebetriebe als Verleger angetragen. Der Gerichtshof ent⸗ 
ſchied nach einſtündiger Berathung auf Verurtheilung zu 14 Tagen Gefängs 
niß, Vernichtung der incriminirten Stelle, und erkannte dem beleidigten 
Staatsminiſterium die Befugniß zu, das Erkenntniß 8 Wochen nach der 
Rechtskraft in der „Voſſiſchen Zeitung“ bekannt zu machen. Auf den Ver⸗ 
luft der Befugniß zum Gewerbebetriebe wurde nicht erkannt, weil Angeklag⸗ 
ter überhaupt keine Conceſſion, ſondern ein Privilegium beſitzt. Der 
Artikel, ſo führte der Gerichtshof aus, enthalte nicht ein bloßes Referat des 
Abgeordneten v. Hennig, ſondern mehr; der § 38 des Preßgeſetzes könne 
alſo nicht zur Anwendung kommen. Auf den vom Angeklagten gemachten 
Einwand könne deshalb keine Rückſicht genommen werden, weil er als Re⸗ 
dacteur die Verpflichtung habe, jeden Artikel vor dem Druck kennen zu ler⸗ 
nen; überdies habe er den Einwand nicht bewieſen. 

Colberg, 10. Mai. [Der Conrector an dem hleſigen 
Gymnaſium, unſer Oberlehrer Dr. Fiſcherl, war aus der 
Mitte der Stadtverordneten⸗Verſammlung zum Mifgliede der Schul⸗ 
deputation erwählt, hatte aber, wie bereits gemeldet, von der königl. 
Regierung zu Cöslin nicht die Beſtätigung erhalten. Darauf wandten 
ſich die Stadtverordneten an die königl. Regierung und wieſen nach, 
wie ſie einen geeigneteren Vertreter für die Schuldeputation aus ihrer 
Mitte nicht finden könnten. Hierauf hat die königl. Regierung die 
nachſtehende Verfügung erlaſſen: „Wenn die Stadtverordneten⸗Ver⸗ 
ſammlung auf die Tüchtigkeit des Dr. Fiſcher als Schulmann und 
deſſen makelloſen Ruf in ſittlicher Beziehung hinweiſt, fo wird Beides 
von uns nicht in Zweifel gezogen. Wenn jedoch der Dr. Fiſcher als 


dem, inſofern darunter in der Regel ein Mitglied der gemäßigt libe⸗ 
ralen Partei verſtanden wird, entſchieden widerſprechen. Der Dr. Fiſcher 
gehört notoriſch der dortigen Fortſchrittspartei als hervorragendes Mit⸗ 
glied an, und welchen unheilvollen Einfluß dieſe Partei innerhalb 
der dortigen Schuldeputation und ſomit auf das dortige Schul⸗ 
weſen geübt hat, kann Niemand entgangen fein, der mit unbe: 
fangener Ruhe und mit wahrhaftem Intereſſe für die Volks. 
ſchule der Entwickelung derſelben in Kolberg gefolgt iſt. Es iſt die 
Pflicht der Aufſichtsbehörde, ähnlichen Vorgängen vorzubeugen und aus 
dieſem Grunde können wir der Wahl des Dr. Fiſcher zum Mitgliede 
der Schuldeputation die Beſtätigung nicht ertheilen.“ Nachdem ſich der 
Stadtverordneten⸗Vorſteher Mager über dieſe Verfügung geäußert und 
vorgeſchlagen hatte, ſich über dieſelbe zu beſchweren, machte der Stadt⸗ 
verordnete, Syndieus a. D. Kuſchke den Vorſchlag, den Dr. Fiſcher 
wiederum zum Mitgliede der Stadt⸗Schuldeputation zu erwählen; nach⸗ 
dem noch ein anderes Mitglied dazu vorgeſchlagen worden, erklärten 
ſich von 24 Anweſenden 22 für den Gymnaſtal⸗Conrector Stadtver⸗ 
ordneten Dr. Fiſcher. In derſelben Sitzung der Stadtverordneten wurde 
auch die Mittheilung gemacht, daß der Kreisrichter Haken von bier, der 
mit Stimmeneinhelligkeit von den Mitgliedern der verſchiedenſten Par⸗ 
teifärbungen zum Bürgermeiſter von Kolberg erwählt worden war, 
ebenfalls die Beſtätigung nicht erhalten habe. Man einigte ſich daher, 
eine Ausſchreibung zu der Stelle nicht erſt zu erlaſſen, ſondern am 
12. Juni die Neuwahl vorzunehmen. G. f. P.) 


ein Mann liberaler politiſcher Anſichten bezeichnet wird, ſo müſſen wir 
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Nordhauſen, 9. Mai. [Disciplinarunterſuchung.] Ge 
gen die Herren Juſtizrath Berndt, Rechtsanwalt Oßwald und Schotte 
hierſelbſt hat die Oberſtaatsanwaltſchaft bei dem Ehrenrathe der Rechts⸗ 
anwälte und Notare unſeres Appellationsbezirks die Anklage erhoben, 
durch Betheiligung an dem Wahlaufrufe im Jahre 1863 ihre Beam⸗ 
tenpflichten verletzt zu haben. Der Ehrenrath hat die Disciplinarun⸗ 
terſuchung eingeleitet, und am 2. Juni ſteht in Halberſtadt Termin 
an. Bekanntlich ſind ſämmtliche, an dieſem Aufruf Betheiligte — 
30 hieſige Bürger und unter ihnen die genannten drei Rechtsanwälte 
— ohnlängſt in zwei Inſtanzen übereinſtimmend und rechtskräftig frei⸗ 
geſprochen worden. Mordh. 3.) 

Aachen, 11. Mai. [Zur Jubelfeier.] Der hieſige Turn⸗ 
verein iſt zur Theilnahme an dem Feſt im Rathhauſe und an der 
Grundſteinlegung zum Polytechnikum eingeladeu, doch iſt ihm von 
Seiten des Polizei-Präfidenten bedeutet worden, er möge die deutſche 
Fahne in eine preußiſche abändern. Der Verein hat darauf ſeine Theil⸗ 
nahme abgelehnt. Von denjenigen, welche zur Theilnahme an dem 
Feſtdiner (Couvert a 2 Friedrichsd'or) aufgefordert waren, haben etwa 
200 abgeſchrieben. (Volksz.) 

Düſſeldorf, 12. Mai. [Verbot.] Die von den hieſigen Buch⸗ 
druckergehilfen zum Beſten ihrer leipziger Collegen auf nächſten Sonn⸗ 
abend anberaumte mufikaliſch⸗deklamatoriſche Abendunterhaltung iſt von 
der hieſigen Polizeibehörde unterſagt worden. 


Deutſchland. 

Frankfurt a. M.. 12. Mai. [Friedrich Hecker] befand 
ſich dieſe Woche hier und beſuchte mit ſeiner Familie mehreremale die 
Paulskirche. g 

München, 11. Mai. [(Zur Amneſtie.] Se. Maf. der König 
erließ heute (wie ſchon gemeldet) einen Generalpardon für alle 1849 
in Folge des Aufſtandes in der Rheinpfalz fahnenflüchtig gewordenen 
Militärperſonen. Die Militärgerichte hatten damals 273 Perſonen 
theils zur Todes⸗, theils zur Zuchthausſtrafe abgeurtheilt, von denen 
jedoch alle bisher begnadigt worden find, mit Ausnahme von 16 Ab⸗ 
weſenden, welche nunmehr gleichfalls ſtraffrei zurückkehren können. Der 
heute dem Landtage gleichzeitig vorgelegte Entwurf eines Amneftie- 
Geſetzes erſtreckt ſich nur auf die Angehörigen des baieriſchen Staates; 
die Ausländer ſollen nicht amneſtirt werden. Gerichtlich erlaſſene, aber 
wegen Abweſenheit der Verurtheilten noch nicht zum Vollzuge gelang⸗ 
ten Erkenntniſſe beſtehen noch gegen 98 In: und 102 Ausländer. Die 
Zahlen dürften ſich in Folge eingetretener Todesfälle gemindert haben. 

N. Pr. 3.) 

Leipzig, 12. Mai. [(Ausweiſungs⸗Maßregel.] Die 
„D. A. 3.“ ſchreibt: Von dem Polizeiamte. wurden geſtern die hie⸗ 
ſigen Buchdruckereien veranlaßt, genaue Verzeichniſſe von denjenigen 
ihrer Gehilfen einzureichen, welche die Arbeit eingeſtellt haben. Wie 
wir hören, iſt nämlich die bedeutend größere Anzahl jener Gehilfen 
wegen der von Tag zu Tag erwarteten Verſtändigung bisher von ihren 

Prinzipalen noch nicht abgemeldet worden, daher auch der Polizei bis⸗ 
lang noch unbekannt geblieben. Nunmehr aber will letztere die Na⸗ 
men ſämmtlicher feiernder Gehilfen kennen lernen, um die in der neu⸗ 
lichen Verſammlung derſelben als „Schreckſchuß“ bezeichnete Maßregel 
der Ausweiſung vom 16. d. M. ab gegen fie in Ausführung bringen 
zu können. 

Kiel, 12. Mai. [Marinebauten.] Der königl. preußiſche 
Marine⸗Intendanturrath Schmidtke, Chef des Bauweſeus, hat ſich nach 
Beendigung ſeiner Aufgabe, Unterſuchungen zur Unterbringung zweier 
Compagnien des Seebataillons in der Seeveſte Friedrichsort, der Werft⸗ 
direction und der Ausrüſtungsgegenſtände der königl. Kriegsſchiffe in 
Holtenau und Flottenſtamm⸗Diviſion in Kiel, anzuſtellen und Vorſchläge 
einzureichen, nach Berlin zurückbegeben. Das Reſultat iſt Folgendes: 
Die in der Seeveſte Friedrichsort befindlichen Caſernements reichen nach 
Beendigung einiger nothwendiger Reparaturen vollſtändig aus, um 
die Verlegung zweier Compagnien des Seebataillons von Danzig vor⸗ 
zunehmen. Für den Commandeur ift das ſehr geräumige, aus 11 Zim⸗ 
mern beſtehende ehemalige Commandanturgebäude, für die beiden Com⸗ 
pagniechefs find Wohnungen mit je 3 Zimmern und für die übrigen 
Offiziere und Aerzte Wohnungen mit je 2 Zimmern vorhanden. 
Stallungen ſind hinlänglich disponibel. Die Seeſoldaten werden in 
vier Gebäude vertheilt, erhalten ein geräumiges Exereirhaus und eine 
gemeinſchaftliche Menage. Von den in der Veſte wohnenden Civil⸗ 
perſonen ſollen ein Krüger, Bäcker und Krämer wohnen bleiben, die 
übrigen dort wohnenden Civilperſonen aber für Aufgeben ihres Logis entſchä⸗ 
digt werden. In Holtenau mangelt es dagegen ſehr an genügenden Räum⸗ 
lichkeiten. In den Pads und Zollhäuſern iſt zwar der nöthige Raum für Auf: 
bewahrung der Ausrüſtungsgegenſtände der außer Dienſt geſtellten grö⸗ 
ßeren Kriegsſchiffe vorhanden, an Wohnungen für den Werftdirektor 
und deſſen Büreauperfonal, fo wie an Räumlichkeiten zu den vielfachen 
Dürean’d und Wachtlokalitäten fehlt es aber gänzlich; deßhalb wird 
vorgeſchlagen, ein interimiſches hölzernes Gebäude, welches allen An⸗ 
forderungen genügen wird, auf dem großen freien Platz vor den Pack⸗ 
häuſern zu errichten. Die Zeichnungen dazu find bereits ausgeführt. 
Von der Flottenſtammdiviſton fol ein Theil auf dem „Barbaroſſa“, 
der Reſt dagegen einſtweilen bei den Einwohnern Kiels einquartirt 
werden. Es fol aber baldmöͤglichſt eine Marine⸗Kaſerne in oder in 
unmittelbarer Nähe der Stadt Kiel gebaut werden. Für den Sta⸗ 
tions⸗Commandanten, Contre⸗Admiral Jachmann, und deſſen Büreaus 
find ebenfalls bedeutende Räumlichkeiten nothwendig, und da in Kiel 
daran Mangel herrſcht, nebenbei die Wohnung des Stations⸗Comman⸗ 
danten fo gelegen fein ſoll, daß von dort aus ein moͤglichſt großer 

des Hafens überſeben werden kann, ſo wird ebenfalls ein paſſen⸗ 
der Plat feitend der Regierung angekauft, und dort ein Regierungs⸗ 
gebäude aufgeführt werden müflen. — Die Pläne, welche bereits ſeit 
Anfang voriger Woche vollendet find, werden jetzt vom Marine⸗Inten⸗ 
dantur⸗Rath Schmidtke dem königl. Marineminifterium in Berlin zur 
Beſchlußfaſſung vorgelegt werden. N. Pr. 3. 


Oeſterreich. 

Venedig, 13. Mal. [Prinz Arthur von England] if 
heute Abends auf der Pacht „Enchuntreß“ hier eingetroffen. 

Kolomea, 13. Mal. [Eine Feuersbrunſtl hat geſtern 450 
bis 500 Häuſer eingeäſchert. Alle Vorſichtsmaßregeln ſind getroffen, 
um einen Wiederausbruch des Brandes zu verhüten, da bei der noch 
überall vorhandenen Gluth die Gefahr noch nicht vorüber iſt. Das 
Unglück und der Schaden ſind ſehr groß, zumal wurde der ärmſte 
Theil der Iſraellten — an achthundert bis tauſend Familien — ſehr 
hart getroffen. 

Dänemark. 

Ai Kopenhagen, 11. Mai. [Die einzelnen Mit: 
glieder des Miniſteriums Bluhme! befinden ſich auf ſchwanken 
Füßen. Der Minifterpräfident Bluhme ift wiederum fo leidend, daß 
er nur wenige Stunden täglich das Bett verlaſſen kann. Ebenſo leiden 
der Juſtizminiſter und der Minister des Innern, Bräſtrup und 
von Tilliſch, an der Grippe, während der Kriegsminiſter, General 
Hanſen, ſogar bettlägerig iſt, und der erſte Minifter ohne Portefeuille, 
Graf Carl Moltke, aus Geſundheitsrückſichten in einem deutſchen Bade 
weilt. Endlich bereitet ſich der durch die Verhandlungen des Reichs⸗ 
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raths und des däniſchen Reichstages übermäßig angeſtrengte Finanz⸗ 
miniſter David zu einer mehrmonatlichen Badereiſe nach Frankreich 
(nicht nach Deutſchland, wie urſprünglich beabſichtigt war) vor, ſo daß 
von den unmittelbaren Rathgebern des Königs nur die beiden jüngſten: 
der Marineminiſter Lütken, und der zweite Miniſter ohne Portefeuille, 
Um übri⸗ 
gens Irrthümern vorzugreifen, bemerke ich, daß die Herren Lütken und 


von Quaade, in geſundheitlicher Beziehung wohlauf ſind. 


von Quaade auch bereits Sechsziger von Jahren ſind. 
Rußland. 


Von der polniſchen Grenze, 12. Mal. [Todes urtheil.] 
Das „Wilnaer Amtsblatt“ veröffentlicht ein vom Kriegsgericht in Minsk, 
erlaſſenes Erkenntniß gegen den Gutsbeſitzersſohn Teleſphon v. Cholewa 
aus dem Kreiſe Minsk, wonach derſelbe wegen Betheiligung am pol: 
niſchen Aufſtande und Verübung mehrerer Mordthaten an wehrloſen 
Perſonen zum Tode verurtheilt worden iſt. Das Todesurtheil wurde 


am 30. März d. J. in der Nähe des Dorfes Borowlan, wo der 
Verurtheilte die Mordthaten verübt hatte, mittelſt des Stranges voll⸗ 


ſtreckt. (Oſtſ. 3.) 
Amerika. 
Newyork. [Die Erſchießung von Wilkes Booth.) 
Alle Spuren, welche von dem flüchtigen Meuchelmörder aufzufinden 
waren, wieſen die Verfolger nach Maryland hin; und die füdlichen 
Bezirke dieſes Staates wurden acht Tage lang von 1600 Mann 
Cavallerie und 500 geheimen Poliziſten durchſucht, doch vergebens. 
Am Sonntag, den 23. April, erfuhr Oberſt L. C. Baker von einem 
kleinen Knaben einige Thatſachen, welche ihn hinreichend überzeugten, 
daß Booth mit feinem Spießgeſellen Harrold kurz vorber über den 
Fluß nach Virginien gegangen war. Mit 28 Mann Gavallerie ſchlug 
der Oberſt die gleiche Richtung ein und jenſeit der virginiſchen Grenze 
wußte er die Fliehenden bis zu Port Royal auszuſpüren. Den Rappa⸗ 
hannock bei Fredericksburg überſchreitend, bewegte ſich der Trupp den 
Fluß entlang nach Port Royal hin und fand in des letzteren Nähe 
friſche Pferdeſpuren, welche zu einer alten Scheune leiteten. Der 
Eigenthümer derſelben, welcher nahe bei ihr ſein Pachthaus hatte, 
leugnete, die zwei Männer geſehen zu haben; ſein Sohn aber 
ſagte aus, daß die Geſuchten in der Scheune ſeien. Oberſt 
Baker ließ dieſelbe ſofort umzingeln; es war unterdeß Mit⸗ 
woch (den 26.) Morgens zwei Uhr geworden. Der Oberſt klopfte dann 
an das Thor und Booth fragte von innen: „Wer ſeid ihr, Freund 
oder Feind? Seid ihr Conföderirte? Ich habe fünf Leute hier bei 
mir und wir können uns unſerer Haut wehren.“ Oberſt Baker ant⸗ 
wortete ihm: „Ich habe 50 Mann hier; ihr ſeid umzingelt und thätet 
am beſten, herauszukommen und euch zu ergeben.“ Booth darauf: 
„Ich werde mich nie und nimmer ergeben. Ich will nicht lebendig 
in eure Hände fallen.“ Da die Inſtructionen dahin lauteten, daß 
Alles aufzubieten ſei, Booth lebendig gefangen zu nehmen, hielt Oberft 
Baker mit feinen zwei Lieutenants eine Conſultation Jugzwiſchen hörte 
man, wie in der Scheune Booth feinen Gefährten Harrold verfluchte 
und eine feige Memme ſchalt, die ſich erbärmlich ergeben wolle. Eine 
Stunde und mehr wurde darauf in Hin⸗ und Herreden zwiſchen dem 
Oberſten und Booth verloren, und da Booth hartnäckig blieb, Jeden 
zu erſchießen drohend, der ſich ihm nahe, ließen die Offiziere 
einige Bündel Reiſig an der Scheune in Brand ſtecken, um ihn 
aus ſeinem Verſteck hervorzuzwingen. Booth ſuchte nun zwar im 
Innern der Scheune die Flammen zu loͤſchen, doch ohne Erfolg; 
ſein Genoſſe Harrold hatte ſich bereits den Händen der Ver⸗ 
folger überliefert. In der Mitte der Scheune ſtehend, weigerte Booth 
ſich noch ſtandhaft, herauszutreten; da richtete der Sergeant Corbett 
ſeine Büchſe auf ihn durch eine Oeffnung in dem Thor und ſchoß ihn 
nieder. Oberſt Baker, nicht bemerkend, aus weſcher Richtung der Schuß 
kam, rief aus: „Er hat ſich erſchoſſen!“ eilte in die Scheune und fand 
Booth noch aufrecht ſtehend, einen Carabiner in der Hand. Baker 
umſchloß ihn mit den Armen, und die Uebrigen folgten in die Scheune, 
Corbett ausrufend: „Ich habe ihn erſchoſſen!“ Waſſer ward herbei⸗ 
geholt und die Wunde gebadet; die Kugel war durch Hals und Rück⸗ 
grat gegangen. Von Zeit zu Zeit kam Booth zum Bewußtſein und 
drückte ſeine Zufriedenheit mit Allem, was er gethan, aus. Einmal 
erhob er, aus einer Ohnmacht erwachend, ſeine Hände vor die Augen 
und rief in unzuſammenhängenden Lauten: „Nutzlos! nutzlos! Blut! 
Blut!“ Seine letzten Worte waren: „Sagt meiner Mutter, ich ſei 
für mein Land geſtorben!“ Um 7% Uhr, drei Stunden nach⸗ 
dem die Kugel ihn getroffen, verſchied er. Sein Leichnam ward nach 
Waſhington gebracht und dort der Form halber amtlich identificirt. 
Man fand bei ihm ein Tagebuch, in welchem er die Erlebniſſe eines 
jeden Tages ſeit der Ermordung des Präfidenten aufgezeichnet hatte; 
ferner zwei Revolver und einen Dolch. Das linke Bein war gebrochen, 
und zwar war dies — wie er während feines Parlamentirend mit den 
Offizieren geſagt hatte — geſchehen, als er von des Präſidenten Loge 
auf die Bühne herabſprang. — Zu dem Zwangsmittel, welches Oberſt 
Baker anwandte, der Anzündung der Scheune, ſah die Truppe ſich ge⸗ 
nöthigt, da ſie erfahren hatte, daß mehrere ihr überlegene Abtheilungen 
feindlicher Reiterei in der Nähe fie umſchwärmten, daß alſo keine Zeit 
zu verlieren war. Sergeant Corbett verſicherte, es ſei ſeine Abſicht ge⸗ 
weſen, Booth nur in der Schulter zu verwunden, nicht ihn töͤdtlich 


zu treffen. 
Provinzial-Beitung. 


Breslau, 14. Mai. [Die heutige Verſammlung der Maus 
nn immergef Alen hatte den Kärgerſchen Circus in allen ſeinen 
Räumen gefüllt; es mochten wohl 1500 Mitglieder beider Gewerke anweſend 
fein. Der Tagespräſident Herr Lindner leitete die Beſprechung ein, indem 
er als deren Zweck die mehrfach angeregte Lohnerhöhung bezeichnete und 
die einſchlaͤgigen Stellen aus der beſtehenden Gewerbe⸗Ordnung vom Jahre 
1845 vorlas. Seit einem Vierteljahre, ſagte er, verſuchte man es, ſich mit 
den Herren Meiſtern gütlich zu verſtändigen, bisher wollte es jedoch nicht 
elingen. Was man nun beginnen wolle, maſſe auf geſetzlichem Wege ger 
chehen. Vor Allem ſei er der Anſicht, die Stundenarbeit möge. weg⸗ 
fallen. er d. Widerſpruch aus der Verſamml.) Redner erläuterte näher, 
wie er dies meine. Der Geſelle möge wie ehemals von 6 Uhr Morgens 
bis? Uhr Abends für Tagelohn arbeiten. Iſt die Arbeit preſſirt, fo müſſen 
die Ueberſtunden als ſolche bezablt werden. — Herr Hoffmann wünſchte, 
es mochten die bisherigen Berhantlungen mit den Meiſtern hier mitgetheilt 
werden, worauf der Vorſitzende erwiderte, die Meiſter hätten die beregten 
Anſprüche in einem Schriſtſtücke rund abgewieſen. 

Herr Ernſt ſchließt ſich der Anſicht an, die Stundenarbeit follte aufhören, 
namentlich die Stunde 5 von 6-7. Ein Tagelohn, wobei auf die Stunde 
2% Sgr. komme, wäre nicht zu hoch, wenn man bedenke, daß Maurer⸗ und 

immergeſellen jährlich 12—15 Wochen feiern müſſen, in der ungünſtigen 
ahreszeit nur geringen Lohn und überhaupt durchschnittlich nur 2 Thlr. pro 
avon ſoll der Unterhalt für die Familie, Wohnung, 

Kleidung, directe und indirecle Steuern beſtritten werden. (Bravo.) 

Herr Peſche, der einzige Meiſter, welcher ſich hören ließ, bemerkte: 
Geehrte ine 36 Ziehen Sie Alles in Erwägung auf ſolche Art, daß 


oche verdienen. 


es ausführ > weiß recht gut, Sie können bei dem bisherigen Lohn 
nicht ar 76180 er jährlich bei guter Arbeit ſind nicht mehr aus⸗ 
reichend, nachdem Cerealien und Miethe auf das Doppelte und Dreifache ge⸗ 
ſtiegen, dazu kommt das Schulgeld und manche andere Abgabe. Gewöhnlich 
beträgt der Lohn bei 1000 Ziegeln 2 Thlr., aber der Lieferant hat 6, 7, 
8—9 Thlr. Eine kleine Erhöhung wäre gerechtfertigt, und glaube ich, Sie 
könnten ſich einſtweilen mit 2 Sgr. pro Stunde begnügen. Ich bin aus 
Ihrer Mitte hervorgegangen, kenne alſo Ihre Lage, weiß aber auch, ein 


Schießens wurden Abends 6 Uhr erſterer zum Schützenkönig, und letz⸗ 
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der Meiſter unausführbar. (Spärliche Beifallszeichen.) i 

Herr Ernſt erwidert, er sgeeife nicht, wie Herr Peſche auf einmal die 
erg zu hoch finde. Ob denn etwa die breslauer Arbeiter ſchlechter 
ind, als die in Berlin; die hieſigen arbeiten mindeſtens ebenſo gut wie 
jene, und die Berliner leben wahrſcheinlich ebenſo billig. 

Hr. Linke bemerkte: Hr. Peſche ſagt einerſeits, die Forderung gehe zu hoch, 
und muß doch andererſeits einräumen, die Lebensmittel ſeien um Zweidrittel 

eſtiegen und die Bedürfniſſe noch durch andere Laſten vermehrt. Wenn 
rüher der Lohn bei ſo billigem Lebensunterhalt auf 15 Sgr. täglich bemeſſen 
war, ſo rechtfertige es ſich, wenn man jetzt noch einmal ſoviel verlange 
(Allgemeiner Beifall). 

Br. Förſter wundert ſich ebenfalls, daß Hr. Peſche den Preis ſo nie⸗ 
derdrücken wolle. Nach Anſicht des Redners, find die Forderungen nicht 
überſpannt. Er habe mit einigen Meiſtern geſprochen, die ihn gefragt, was 
die Geſellen verlangen, worauf er ihnen erwiderte: Mit 2 Sgr. pro Stunde 
(itatt der bisherigen 1) wäre den Geſellen nicht gedient; der niedrigſt Preis 
für ihre Arbeit müßte 2 Sgr 4 Pf. fein. Darauf hätten ihm die Herren ge⸗ 
antwortet: Sie müſſen 2½ Sgr. fordern (Beifall). 

Hr. Hanke begründet die Forderungen in folgender Art: Das Jahr hat 
52 Wochen, das macht an Koſtgeld 104 Thlr. jährlich; die kleinſte Wohnung 
koſte 30 Thlr. Bei voller Arbeit und Geſundbeit verdiene der Geſelle 130 bis 
140 Thlr. Woher ſollen directe und iodirecte Steuern, Schulgeld u. andere 5 
Ausgaben beſtritten werden? Wenn die Mitglieder reele und rechtliche 5 
Staatsbürger bleiben wollen, fo müſſen fie auf Abhilfe denken, und ſich an 
die Behörden wenden, daß ſelbige ihre Rechte wahrnehmen. Die Verſamm⸗ 
lung möge daher aus ihrer Milte eine Commiſſion wählen, die unter Ver⸗ 
mittelung der Behörden mit den Meiſtern verhandle (Bravo). i 

Hr. Haynke (Tiſchlergeſelle) erinnerte an die Verhandlungen des Ge⸗ 
werberathes i. J. 1849. Damals entſchied man ſich dafür, die Arbeitsſtunde 
von 5—6 Uhr Morgens ſollte aufgehoben werden, damit dem Familienvater 
wenigſtens vergönnt ſei, daß er feine Familie im Schlafe ſehen könne, und 
nicht in der Nacht vom Hauſe wegzugehen brauche. Das Gewerbegeſetz ordne 
die gegenſeitige Stellung der Meiſter und Geſellen; an der I4tägigen Kün⸗ 
digung wolle man feſthalten. Arbeitseinſtellungen wären ungeſetzlich. Man 
wende ſich wegen der beſprochenen Angelegenheit an den Herrn Polizeiprä⸗ 
ſidenten, der ein humaner Mann ſei und den Geſellen ebenſo zur Seite ſtehen 
werde, wie er es ſchon bei den Arbeitern der Niederſchl.Märkiſchen Eiſenbahn 
gethan. Die hier verſammelten Gewerke möchten nun die beſtehenden Aus⸗ 
ſchüſſe beauft agen, daß ſie ihre Forderungen in einer Denkſchriſt dem Prä⸗ 
ſidenten übergeben. Auf den verſchiedenen Bauten dürften die Anſichten ver⸗ 
ſchieden fein, der vorgeſchlagene Weg ſei der kürzeſte. l 

Damit und mit dem Lohnſatze von 2½ Sgr. pro Stunde erklärte ſich a 
auch die Verſammlung einverſtanden. a 

Hr. Haertel meinte, die 12 und 13ſtündige Arbeitszeit ſei von den Ge⸗ 4 
fellen ſelbſt angenommen; es müſſe alſo jedem überlaſſen bleiben, ob er fie | 
beibehalten wolle. : 2 

Hr. Haynke wies darauf hin, wenn man einen beſtimmten Lohn bean⸗ 
ſpruche, müſſen auch beſtimmte Stunden feſtgeſetzt werden; die regelmäßigen 
wären die von 6 Uhr Morgens bis 7 Uhr Abends. Die Stunden von 5 bis a1 
6 Uhr Früh und von 7—8 oder 9 Uhr Abends wären Ueberſtunden, fie 1 

1 
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müßten als ſolche bezahlt werden Im Allgemeineu ſollte man das Ver⸗ 
hältniß nach Tagen und Wochen regeln. 3 

Nach Verleſung des Protocolls trennte ſich die Verſammlung, welche eine N 
beſonnene maßvolle Haltung gezeigt hatte. 


„„ Breslau, 15. Mai. Das hieſige Bürgerſchützeneorps 
hielt am geſtrigen Nachmittage das Koͤnigsſchießen ab. Die meiſten 8 
Zirkel ſchoß Herr Juwelier Jackwitz, nächſt ihm waren die Herren x 
Arendt und Hartwig die beſten Schützen. Nach Beendigung des | 


tere zu Rittern proflamirt. 
mien zur Vertheilung. 


** Breslau, 14. Mai. [Eiſenbahnunfall.] Als heute Morgen 
nach 8 Uhr der oberſchleſiſche Güterzug die Weiche oberhalb des märkiſchen 
Glashauſes paſſiren wollte, kam ein Rangirzug mit einigen Wagen, und 
außerdem rückten 2 Wagen hinter der Lokomotive aus dem märkiſchen Bahn⸗ 
hofe zu gleicher Zeit an der gedachten Weiche an. Selbſtverſtändlich fuhren 
dann beide Züge im ſchwierigſten Punkte der Weiche ſo ineinander, daß die j 
hinter der Lokomotive beſindlichen 2 Wagen des Ragirzuges arg beſchädigt, 
zum Theil umgeſtürzt wurden, während die Lokomotive des oberſchleſiſchen 2 
Güterzuge3 verſchiedene Beſchädigungen erlitten batte. Der dicht hinter der 0 
Lokomotive des Güterzuges befindliche verdeckte Wagen hing ganz ſchräge und 
wurde nur durch das feſte Zuſammenfahren deſſelben mit der Lokomotive und der 
darauf folgenden Wagen vor dem Amſturz in den Graben bewahrt, wodurch 
auch weiterem Unglück Schranken geſetzt wurden. — Die Paſſagiere des von 
Liegnitz gegen 8 / Uhr eintreffenden Zuges mußten deim märkiſchen Glass 
hauſe ausſteigen, wohin auch die Güterpoſt und ſämmtſiche Droſchken diri⸗ 
girt wurden. Die um 9% und 10% Uhr von Poſen eintreffenden Güter⸗ 
und Perſonenzüge mußten ebenfalls vor dem Glashauſe Halt machen. Das 
Bahnperſonal hat kein Unglück erlitten. 


Breslau, 15. Mai. Cee ee Geftoblen wurden: Tauenzien⸗ 
Allſtr. 


Straße Nr. 7 ein ſilberner Eßlöffel; Wallſtraße Nr. 4 ein Herrenrock von 
braunem Sommerſtoff, in den Taſchen deſſelben befanden ſich eine alte 
braunleverne Cigarrentaſche, ein Paar braune Glace⸗Handſchuhe, ein roth⸗ 
geblumtes Taſchentuch und zwei Stück Schlüſſel. — 

Verloren oder geſtohlen wurde: eine goldene Tuchnadel mit ſchwarz 
emaillirtem Knopf, welcher durch eine echte Perle verziert iſt. 

[Mortalität.] In der verfloſſenen Woche ſind excl. 5 todtgeborner 
Kinder, 77 männliche und 58 weibliche, zuſammen 135 Perſonen als hierorts 
geſtorben polizeilich gemeldet worden. Hiervon ſtarben im allgemeinen 
Kranken⸗Hoſpital 15, im Kloſter der barmherzigen Brüder 4, im Kloſter 
der Eliſabetinerinnen —, in der Diakoniſſinnen⸗Anſtalt Bethanien I und 
in der Gefangenen⸗Kranken⸗Anſtalt — Perſon. 

Angekommen: v. Witzleben, Oberſt und Brigade⸗Commandeur der gten 
Cavallerie⸗Brigade, aus Groß⸗Glogau. (Anz: u. Fr.⸗Bl.) 

-r. Namslau, 14. Mai. [Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Bahn.] 

Gegenüber dem hier und in der Umgegend wiederholt ſich verbreitenden 
Gerüchte, als werde der Bau der Rechten⸗Oder⸗Ufer⸗Eiſenbahn auch 
diesmal nicht zur Ausführung kommen, iſt Referent auf Grund eines 
ihm vorliegenden Schreibens eines Abgeordneten im Stande, darüber 
folgende Mittheilung zu machen. Der betreffende Abgeordnete hat am 
7: d. Mis. perſönlich den Hrn. Handels miniſter, welchem die 
Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Bahn⸗Angelegenheit ſeit einigen Wochen zur Geneh⸗ 
migung vorliegt, um Auskunft darüber erſucht, und von dieſem erfah⸗ 
ren, daß die Zeichnung des Bau⸗Capitals vollſtändig erfolgt iſt, auch 
vom Hrn. Miniſter in qualitativer Beziehung als genügend angeſehen 
werden wird. Der Hr. Miniſter hat am 6. d. Mts. feine Genehml⸗ 
gung zu dem Bau der Bahn ausgeſprochen, was man nicht unbedingt 
gehofft hatte. Die kleinen Abänderungen der Statuten, welche der 
Hr. Handelsminiſter noch verlangt, find, feiner eigenen Aeußerung nach, 
ſo unerheblich, daß er den Bau der Bahn nunmehr für ge 
ſiſchert erachtet und dieſer in 4 bis 8 Wochen wird begine 
nen können. ; 7 

Sa. Ratibor, 14. Mai. 
fand auf dem biegen ſtädtiſchen 


Es kamen im Ganzen 52 Silberprä⸗ 


Thierſchau.— Gewitter.] Geſtern 
dem iehmarktplatze das 23. Thierſchaufeſt, ver⸗ 
bunden mit einer Ausſtellung von einigen Ackergeräthen und landwirthſchaft⸗ 
lichen Maſchinen ſtatt. Die von Sr. Durchlaucht dem Herzog von Rati⸗ 
bor, Fürſten Lichnowsky, den Rittergutsbeſitzern Herten Profeſſor Dr, 
Kuh und Appellations⸗Gerichtsrath v. König, wie auch von mehreren an⸗ 
deren Dominien und einigen Ruſtikalbeſitzern zur Thierſchau gebrachten Vieh⸗ 
corpora — Pferde und Rindvied — waren durchweg ſehr ſchön und gut 
genährt. An Schafen zählten wir nur 30 Stück, welche den Dominie Mo⸗ 
ſurau und Rzuchow angehörten. Polniſch⸗Crawarn, welches dem Grafen 
von Gaſchin gehört, und feit Jahren als Muſterwirthſchaft im hieſigen 
Kreiſe bekannt ift, hat diesmal lein Vieh zur Thierſchau geſtellt. Ueberhauft 
ſcheint die Betheiligung ſeitens der Dominien, wenigſtens bierorte, von Jar 
u Jahr eine immer geringere zu werden. — Am verfloſſenen Donnerſtage 

achmtttags gegen 4 Uhr 100, bierort3 ein bedeutendes Gewitter auf. Der 
ſtarke Regen war mit Schloſſen begleitet. um dieſelbe Zeit fiel in dem 
Dorfe Brzezie eine halbe Meile don Ratibor entfernt — ein jo ſtarker 
Regen, daß daſelbſt einige Brücken weggeriſſen wurden. 


* Stettin, 14. Mai. [Unfall.] Dem am 13. Mai 7 Uhr 50 Min. 
Morgens von Breslau nach Stargard (Pommern) abgelaſſenen Perſonenzuge 
traf auf der Strecke zwiſchen Kreuz und Woldenberg N. M., ungefähr 400 


* 
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Wölfe, denen man leider freien Lauf laſſen mußte, weil Niemand eine 


wurde der Geſandte wieder von — 


ö = x 


— 


Station der Unfall, daß der Locomotive der Man 


tu 
En 91 erſuchen, ihre Plätze wieder einzunehmen, ſie, die Männer, wollten 
en 


Poſen, 13. Mai. [Strike.] Auch hier iſt ein Arbeiterftrite ausgebro⸗ 
chen. Wie uns mitgetheilt wird, haben ſeit Dinſtag ſämmtliche Schneiderge⸗ 
ſellen hierſelbſt die Arbeit eingeſtellt, und verlangen eine Lohn⸗Erhöhung. 
Vier der größten Kleiderhandlungen haben gleich den folgenden Tag in eine 
‚tbeilmeife Erhöhung gewilligt, mit der die Geſellen jedoch nicht zufrieden find, 
In Folge deſſen A nächſten Montag eine Verſammlung von Meiſtern 
und Geſellen zur Verſtändigung ſtatt. 5 (Oſtd. Z.) 


Samter, II. Mai. [Waldbrand.] Vorgeſtern Nachmittag ſahen wir 
hier in der Richtung nach Wronke ein großes Feuer. Der zu den wronker 
Gutern gehörige neudorfer Wald war es, welcher in Brand gerieth und zwar 
foll das nahe an der ſogenannten Theerkeute“ grenzende Revier, beſtehend 
in einem Flächenraume bon 600 Morgen, ein Raub der Flammen geworden 
ein. Der großen Umſicht und unermüdeten Thätigkeit des 1 Zoch 
ft es zu verdanken, daß das Feuer nicht noch weiter um ſich griff, indem 
ſchleunigſt durch Bea nel von Gräben und andere vortheilhafte Anordnun⸗ 
‚nen dem verzehrenden Elemente Schranken geſetzt wurden. Die Urſache und 
die Art der Entſtehung des Feuers ift bis jetzt ein Räthſel. Unter dem 
durch das Feuer aufgeſcheuchten Wild ſah man merkwürdigerweiſe me We 
affe 
zur Hand hatte. (Oſtd. Ztg.) 


ISchleſiſche Geſellſchaft für vaterländiſche Kultur.] In der 


Sitzung der hiſtoriſchen Section am 28. April hielt der Privatgelehrte 
rr “2. osbach einen Vortrag über die Geſandtſchaft des bres⸗ 
auer Weihbiſchofs Georg Scultetus nach Polen im Jahre 


1611. Obwohl nämlich Schleſien als Theil der böhmiſchen Krone im Jud 
1528 der öſterreichiſchen Monarchie einverleibt worden, fo erfuhren doch durch 
dies neue ſtaatliche Verhältniß die mannichfaltigen Verbindungen, welche jenes 
Land mit Polen von jeher unterhielt, nicht nur keine bemerkenswerthe Stö⸗ 
rung oder Veränverung, ſondern fie wurden im Gegentheil in vieler Hinſicht 
lebhafter. Hierzu trugen vorzugsweiſe bei die Beziehungen der katholiſchen 
Kirche Schleſiens zur katholiſchen Kirche Polens. Verſchwägerungen zwiſchen 

olniſchen und ſchleſiſchen Adels; und Bürgerfamilien, Grundbeſiz einzelner 
amilien in beiden Ländern, freundſchaftliche Verhältniſſe zwiſchen den Fürſten 
von Brieg und Liegnitz und vornehmen polniſchen Herren. Vor Allem aber 
waren es die Handelsverhältniſſe, die ſeit Jahrhunderten die innige Verbin⸗ 
dung von Schleſien und Polen für beide Theile höchſt erwünſcht machten. 

Die a fanden für ihre Ro Kor und landwirthſchaftlichen Produkte in 
Schleſien und bei ſchleſiſchen Kaufleuten und Gewerbtreibenden, die nach 
Polen reiſten, einen lohnenden Abſatz; Schleſier trieben mit den mannich⸗ 
fachſten Waaren und Erzeugniſſen einen ſehr gewinnreichen Handel nach 
Polen; ja, der polniſche Handel war für Schleſien und beſonders für Bres⸗ 
lau eine wahre Lebensfrage; daher erklärte der breslauer Magiſtrat im Jahre 
1463 dem Papſte: Polen ſei den Breslauern zu ihrer Exiſtenz durchaus 
nothwendig. Schließlich war Schleſien für e auch deshalb von großer 
Wichtigkeit, weil durch Schleſien der kürzeſte Weg aus Polen nach dem 
Weſten Europa's führte. Da beide Länder einander gegenfeitig bedurften, 
o war es ganz natürlich, daß man von beiden Seiten bemüht war, gute 

achbarſchaft zu halten. Freilich fehlte es auch nicht an Klagen und Be⸗ 
ſchwerden über gegenſeitige Unbilden, Bedrückungen und Benachtheiligungen, 
durch Bruch der internationalen Verträge, durch Friedensſtörungen in Jen 
von Grenzſtreitigkeiten, Verletzungen des Eigenthums u. ſ. w. Die Polen 
beſchwerten ſich insbeſondere, ſie würden in Schleſten verunglimpft, benach⸗ 
theiligt; ſie wären nicht im Stande, von ihren ſchleſiſchen Schuldnern Zahlung 
u erlangen und die ſchleſiſchen Behörden zu beſtimmen, ihnen Recht zu vers 
ae ſchleſiſche Kaufleute brächten ſchlechtes Geld nach Polen, welches in 
chleſien unter polniſchem Stempel geſchlagen würde u. Fr Die Schleſier 

2 45 beklagten ſich bitter über die Polen, daß fie ſchle eo. Eigenthum 

beſchädigten, ſchleſiſche, an der Grenze gelegene Grundſtücke ſich aneigneten, 
ſich Geſetzwidrigkeiten erlaubten; ſchleſiſche Kaufleute jammerten, daß bie 
durch Verträge ibnen .— Handelsfreiheit beeinträchtigt, Ein⸗ und 

Ausfuhrzölle erhöht, ſchleſiſche Handelsleute in Polen genöthigt würden, zu 
den von den Reichstagen genehmigten Kriegsſteuern beizutragen; mancher 

polniſche Edelmann zwänge unſchuldige ſchleſiſche Kaufleute, Summen zu be⸗ 
ablen, welche andere Schleſier den Polen ſchuldeten und nicht zahlen wollten. 
m in Beziehung auf dieſe Uebelſtände ein befriedigenderes Verhältniß zu 
veranlaſſen, beſchloſſen im Jahre 1611 die ſchleſiſchen Fürſten und Stände, 
ihren neuen Herrſcher, Mathias, König von Ungarn und Böhmen, der in 

Breslau am 9, Ottober ihre Huldigung entgegennahm, zu bitten, den Prä⸗ 
monſtratenſer Abt zu St. Vincenz in Breslau, Biſchof von Lidda und bres⸗ 
lauer Weihbiſchof, Herrn Georg Scultetus, und den ſchleſiſchen Kammerrath 
ge von Kochticzly nach Warſchau zu ſchicken, um auf diplomatiſchem 

ge den ſchleſiſchen Beſchwerden über polniſche Beeinträchtigungen abzu⸗ 
helfen. Nur ungern und en ging Scultetus auf die Bitten der Stände 
ein, nachdem ihm der Biſchof von Breslau, Erzherzog Karl, 2000 Thlr. 

Reiſekoſten hatte auszahlen laſſen; Kochticzky reiſte nicht mit. In Warſchau 
angekommen, ſetzte er ſich mit den einflußreichſten polniſchen Würdenträgern 
in Verbindung, um das Terrain zu ſondiren. Vor allen war es der Kron⸗ 

hofmarſchall St. Wolski, mit dem der Geſandte ſich beſprechen wollte, da er 

wußte, daß Wolski, der mit den Erzherzogen und nachmaligen Kaiſern Rudolf 
und Mathias in Graz erzogen worden, und ſpäter 16 Fahre Mundſchenk 
bei Kaiſer Rudolf II. geweſen, dem Hauſe Habsburg treu ergeben ſei und 

auch das volle Vertrauen ſeines Königs, Sigismund III., geniehe, . 

Nachdem er ſich, jedoch ohne Griofg, des Auftrags entledigt, König Sigis⸗ 
mund von Polen möge dem Könige Mathias einige Tauſend polniſche Reiter 
zu Hilfe ſenden gegen den Wojwoden von Siebenbürgen Gabriel Bathori, 
der Fand und Leute des Königs von Ungarn feindſelig behandle, jo hatte er 
am 18. November Audienz beim Könige Sigismund im Beiſein des Senats. 

In zierlicher lateiniſcher Rede ſetzte er den Zweck feiner Sendung auseinander 

und überreichte dem 51 7 eine umfangreiche Denkſchrift, welche eine oft mit 

allzugrellen Farben gezeichnete Darlegung aller möglichen Beſchwerden ent⸗ 

Bielt, die von Schleſiern gegen Polen vorgebracht wurden, und unter denen 

die der breslauer Kaufleute eine vg man Stelle einnahmen. Am 23. 

igismund im Beiſein des Senats 
in öffentlicher Audienz empfangen und der Kronlanzler Gembicki, Biſchof von 

Kujawien, ertheilte ihm folgende Antwort auf die am 18. Aberreichte Benk⸗ 

ſchrift: Se. Maj. habe auf dem vor einigen Tagen geidiofienen Reichstage 
die Erneuerung der internationalen Verträge in Vorſchlag gebracht und be⸗ 
reits Geſandte ernannt, welche ſich zu S. M. dem König von Ungarn und 

Böhmen begeben ſollen, um mit ihm über die betreffende Angelegenheit in 
Unterhandlung zu treten. Von beiden Seiten ſollen Commiſſarien abgeordnet 
werden, um die feindlichen a beider Länder in das alte Gleis zus 

uführen. Was die Klagen der Schleſier betreffe, fo ſollen fie durch Com⸗ 
mifjarien unterſucht und erledigt werden. Betreffs der Einſchleppung ſchlechter 

Dreigroſchenſtucke aus Polen nach Schleſien, würde S. M. dafür Sorge tra⸗ 

E= daß a ade nicht mehr vorkäme; doch könne er nicht umhin, auch 

„M. den König von Ungarn und Böhmen zu bitten, nicht zu dulden, daß 
in ſeinen Landen falſches polniſches Geld geſchlagen würde, denn in Schleſien 
würden ſolche Falſchmünzer, obwohl man ſie kenne, nicht beſtraft. Darauf 
empfing der Geſandte die ausführliche ſchriftliche, vom König eigenhändig 
unterzeichnete Beantwortung ſeiner Wünſche und eine Denkſchrift. — Nach⸗ 
mittags erſchienen beim Geſandten in deſſen Behauſung der Kanzler Gem⸗ 
bidi und der Hofmarſchall Wolsti, um ihm auf Befehl ihres Königs einige 
vertrauliche Mittheilungen über die ſiebenbürgiſche Angelegenheit zu machen 
und den Geſandten zu bitten, er möge doch S. M. dem Könige Mathias 
genauen Bericht darüber erſtatten, daß JJ. MM. der König und die Königin 


bon Polen vor Allem den heißen Wunſch hegten, der durchlauchtige Erzherzog 7 


Karl, Biſchof von Breslau (Bruder der Königin), und die katholiſche Reli⸗ 
gion in Schlefien möchten ſich ferner einer re Lage erfreuen, — 
m 1. Dezember befand ſich Scultetus wieder in Breslau, und feine Ges 
1 hatte wenigſtens den Erfolg, daß im Sabre 1613 ein ewiges 
ündniß zwiſchen den Königen Sigismund und Mathias und ihren Ländern 
1 wurde, welches Sigismund in Warſchau und Mathias in Ofen 
an einem und bemjelben Tage, nämlich am 23. März, unterzeichneten. 
2 du ben, als Sekretär der bikoriſchen Section. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 
Turin, 13. Mai. Der Juſtizminiſter hat durch Circularverfügung 
angeordnet, daß das Exequatur der geiſtlichen Pfründen, ungeachtet der 
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Zurückziehung des Geſetzentwurfes, 
lichen Corporatlonen, ſuspendirt bleiben ſoll. Der Miniſter ſagt, der 
Aufſchub in der Reform dieſer Corporationen werde nur einige Monate 
dauern. 

Brüſſel, 14. Mai. König Leopold hat den Gouverneur 
von Lüttich, de Lueſemans, und den General⸗Lieutenant Fleury⸗Duray, 
Commandeur der dritten Divifion, beauftragt, S. M. den König von 
Preußen bei ſeinem Aufenthalte in Aachen im Namen ihres Souveräns 


zu begrüßen. 
—ũ— . . — 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


Der Barometerſtand bei o Grd. Ba⸗ Luft⸗ Wind⸗ | 
in Parifer Linien, die Tempera⸗ Tempe- richtung und Wetter. 
tur der Luft nach Reaumur. | rometer, | ratur, tärke. 
Breslau, 13. Mai 10 U. Ab.] 333,66 13,2 N. 0. N Heiter. 
14. Mai 6 U. Mrg.] 333,39 9,6] D. 1. Heiter. 
2 U. Nachm. | 332,58 19,0] O. 1. Heiter. 
10 U. Abos. | 331,93 712,6] SD. 1. eiter 
15. Mai 6 U. Mrg. ] 330,97 [110] SO. 2. olkig. 


Breslau, 15. Mai. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 15 F. 2 3. U.⸗P. 1 F. 33. 


Berlin, 13. Mai. [Wochenbericht über Eiſen, Kohlen und 
Metalle von J. Mamroth.] Die Lage unſeres Metall⸗ und Eiſenmarktes 
iſt als gänſtig durchschnittlich zu bezeichnen, indem das Geſchäft bei anzie⸗ 
henden Preiſen lebhaft bleibt und die ſeewärts eingetroffenen Metalle ſchnell 
in den Conſum übergehen. Der glasgower Markt war einige Tage flau in 

olge der wieder aufgenommenen Feindſeligkeiten in Amerika, doch befeſtigte 
ſich derſelbe ſchnell nach der bekannt gewordenen Capitulation der -confödes 
rirten Armee, und dürfte die nahe Ausſicht auf endlichen Frieden eine ferner 
ſteigende Tendenz der Roheiſenpreiſe zur Folge haben. — Von ſcholt'ſchem 
Roheiſen ſind große Poſten auf hier ſchwimmend, die jedoch in feste Hände 
n disponible Poſten Nr. I, finden ſchlanke Nehmer a 19 Sgr. 
pr. Etr. loco. — Schleſiſches Roheiſen hoch gehalten, doch nach hier weniger 
begehrt. — Holzkohlen⸗Roheiſen 53 Sgr., n 51 Sgr. loco for- 
dert. — Alte Eiſenbahnſchienen zum Verwalzen à 57 Sgr., zu Bau⸗ 
wecken 24 — 3 Thlr. pr. Centner bezahlt. — Stabeiſen bleibt begehrt. 

reiſe feſt, für geſchmiedetes 41 —4½ Thlr., gewalztes 3Y—4Y Thlr 
pr. Ctnr. notirt. — Von Zink wurden beträchtliche Poſten zum Export aus 
dem Markt 8 und bleiben Preiſe in ſteigender Tendenz. London 
21 Pſtrl. . H.-Marken bei größeren Poſten auf 6% Thlr. Caſſe pr. 
Centner ab Oberſchleſiſchen Bahnhof Breslau gehalten, gewöhnliche Marken 
2 Thlr. billiger. — Kupfer in London 2 Kſtrl. höher und in Hamburg 
ſeſt. Zufuhren aus Amerika treffen ſpärlich ein, da ſolche auf dem Conti⸗ 
nent nicht beſonders echnung finden. Eine Ausgleichung der Preiſe dürfte 
nicht fern ſein und unſere Notirungen den auswärtigen angemeſſen höher 
gehen. Notirungen: Ruſſiſches Paſchkoff 44 Thlr., Demidoff 36 Thlr., ſchwe⸗ 
diſches nach Marke 32— 35 Thlr., amerikaniſches 32— 34 Thlr. pr. Ctnr. — 
Zinn unverändert. Notirungen: Banca⸗ 35 Thlr., Lammzinu 34 Thlr. pr. 
Etnr. — Für Blei bleibt anhaltende Frage, angeſichts welcher Eigner nur 
bei beſſeren Preiſen abzugeben geneigt find, Notirungen bei Partien ſäch⸗ 
ſiſches oder andere gute Marten 6% T Ir. pr. Etr. loco. — Kohlen: Eng⸗ 
liſche treffen langſam ein und haben bereits Nehmer gefunden. Notirungen: 
Stückkohlen 21—23 Thlr., Nußkohlen 21— 22 Thlr., Grubenkohlen 21 Thlr., 
Coaks 17% Thlr. pr. Laſt. 


F Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 
Paris, 13 Mai, Nachm. 3 Uhr. Die Baiſſe des Eredit⸗Mobilier wirkte 
ungünſtig auf das Geſchäft. Die Zproz. begann zu 67, 60, wich 67, 57% 
und ſchloß unbelebt zur Notiz. Conſols von Mittags 1 Uhr waren 8944 ge⸗ 
meldet. Schluß⸗Courſe: 3proz. Rente 67, 65. Ital. 5proz. Rente 65, 5 
Zproz. Spanier —. [proz. Spanier —. Oeſterr. Staats⸗Ciſenbahn⸗Aktien 
446, 25. Credit⸗Mobilier⸗Aktien 792, 50. Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien 547, 50. 

London, 13. Mai, Nachm. 4 Uhr. Schönes Wetter. Conſols 89%. 
Iproz. Spanier 39%. Sardinier 79. Mexikaner 26%, 5proz. Ruſſen 90%. 
Neue Ruſſen 89%. Silber —. Türk. Conſols 51%. 6proz. Ver Staaten⸗ 
Anl. pr. 1882 64%. 

Der Dampfer „Tasmanian“, aus Weſtindien kommend, hat 50 Minuten 


nach 1 Uhr Hurſt Caſtle paſſirt. 

Wien, 13. Mai, Nac m. 2 U. In Galiziern bewegtes Geſchäft. Schluß: 
Courſe: 5proz. Metall. 71, 50. 1854er Looſe 88. Bank⸗Aktien 804. Nordbahn 
182, 40. Nat.⸗Anl. 76, 45. Credit⸗Aktien 185, 10. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien⸗ 
Gert, 191, —. Galizier 210, 60. London 109, 40. Hamburg 81 50. Paris 
43, 50, Böhm, Weſtdahn 168, 50. Credit⸗Looſe 126, —. 1860er Looſe 
93, 85. Lomb. Eiſenbabn 234, —. Neues Lotterie⸗Anl. —. 

rankfurt a. M., 13. Mai, Nachm. 2% Uhr. Amerikaner feſt. — 
Schluß ⸗Courſe: Wiener Wechſel 103% B. e Anl. Sn: Neue 4 proz. 
Finnl. Pfandbriefe 844. proz. Ver. St.⸗Anl. pr. 1882 70. Oeſterr. Bank⸗ 
Anth. 870, Oeſterr. Credit⸗Aktien 201, Darmit. Bank⸗Aktien 231 B. Defterr.« 
Pede Staats⸗Eiſenbahn —. Oeſterr. Cliſabet⸗Bahn 121%. Böhmiſche 
eſtbahn 78. Rhein⸗Nabebahn 30% B. Ludwigsh.⸗Bexbach 149%. Heil: 
Ludwigsbahn — Darmſt. Zettel⸗Bank 254%. 1854er Looſe 79%. 1860er 
Looſe 87%. 1864er Looſe 97 J B. Oeſterr. Nat.⸗Anl. 68%. Sproz. Metall. 
64%. 4 proz. Metall. 57%. 
J Nenn 13. Mai. Nachm. 2% Uhr. Die Börſe war ruhig. Ame⸗ 
rikaner ziemlich lebhaft, anfangs 64. Valuten ruhig. Schönes Wetter. — 
Schluß⸗Courſe: National⸗Anl. 69%. Oeſterr. Credit⸗Aktien 834%, Oeſterr. 
1860er Looſe 85%. Vereinsbank 106%. Norddeutſche Bank 1167. Rhei⸗ 
niſche 113%. Nordbahn 74%, Finnl. Anl. 84%. proc. Ver. St.⸗Anl. 


pr. 1862 63%. Diskonto 2%. 

Hamburg, 13. Mai. [Getreidemarkt.] Weizen ruhig, kleines Ge⸗ 
ſchäfk zu ermäßigten Preiſen. Roggen ſtill und unverändert. Oel Mai 28 
bis 27%, Okt. 27 —27%, anfangs feſt. dann ruhig. Kaffee ruhig. Zink 
1000 Ctr. Juni 14%, 1000 Cir. C. G. I. 14%, . \ 

Liverpool, 13. Mai, Nachm. 1 Uhr. [Haumwolle.) 6000 Ballen 
Umſatz. Markt ruhig bei einer Tendenz zum Fallen der Preiſe. Amerika, 
niſche 14—13%, fair Dhollerah 10%, en fair Dhollerah 9, middling 
Dhollerah 8, Bengal 6, Domra 10, Pernam 13%. 

Berlin, 13. Mai. Nach den meiſt ſtillen Börſen dieſer und der ver⸗ 
gangenen Woche hatten wir heute ein en, zum Theil ſelbſt aufgeregtes 
Geſchäft. Das bis auf 41% gedrückte Goldagio gab zunächſt der Specula⸗ 
tion in 6% Amerikanern einen Aufſchwung, der an die belebteſten Tage die: 
ſes Papiers erinnerte. Die Fuſion der Brieg⸗Neiſſer Bahn mit der Ober⸗ 
ſchleſiſchen, ein feit langer Zeit ſich periodiſch erneuerndes Gerücht, brachte 
Bewegung für e e hervor mit einer mehrere Procente betragenden 
Coursſteigerung. avon abgeſehen, war ein großer Umſatz in ruſſ. Prä⸗ 
mien⸗Anleihe, in Halberſtädtern und galiziſchen Carl Ludwigobahn⸗Actien. 
Weniger belebt waren heute Mecklenburger, doch hatte ſich auch dieſem Papier 
das Intereſſe der Speculation noch keineswegs entfremdet. Der größte Theil 
der andern Effecten war vernachläſſigt, nur in manchen Bahnen, — etwa 
Bergiſch⸗Märkiſche und Maſtrichter wären in dieſer ee ſpeciell hervor⸗ 
zuheben, auch in den fremden Prioritäten war einiger Umſatz — kamen noch 
größere Geſchäfte vor. Oeſterreichiſche Fonds waren jedoch faſt unbeachtet, 
preußiſche ſelbſt matt und Staatsſchulbſcheine 4 gedrückt 4855 8 

. U. H.⸗3)) 


Berlin, 13. Mai. Weizen en 45. 61 ZU, nach Qualität. — 
Roggen doe 82—8Jpfd. eine Kleinigkeit 39 Thl. ab Kahn bez., pro Mai 
Frühjahr und Mai⸗Jun 38% —37% Tbl. bez., Br. und Gld., Junt⸗ uli 
39—38 J — 4 Thl. bez. und Br., A Thl. Gld., Juli⸗Aug. 39% 39 Thl. 
bez., Sept. Ott 41 440 Thl. bez. und Glo, 41 Thl. Br., Olt.⸗Rob. 
41% — 4 41 Thl. bez. — Werlie, große und kleine 29 6 Th. pr. 
1750 Pfd. Hafer bes 95-28 Thl., fein. poln. 27% Thl., ordinär 
desgl, 26% Thl. ab Bahn bez., Lieferung pr. Fahagz 64 —27—26% 
Thl. bez., Mai⸗Juni 26 Thl. bey. Juni⸗Juli nr bl. bez., 9 62 

—9 


U 

Juli 13 ½ — . Thl. bez Tol. 

Se 137% 75 Ko, bez. und, Br. 5 Thl. el Ott.⸗Nov. 13% 
= 2 bt. Spiritus loco ohne 

un 187%, Mal und Mat Jun 13%% hl, bez, und ai, 
ulls 


* 


5 


betreffend die Aufhebung der geiſt⸗ Preisabſchlag Iv 


9 


„2 a STERN FR 
* 8 N 
om böchſten Standpunkt von reichlich 1 Kl, pro Wispel zu 

ea zu ungerdnheten Seifen mäßiger Handel. Ter⸗ 

Eh de ene eſale un Behind der Mare guler Frage und ger 

egnete eben u Beginn 

mine wunden was 115 bezahlt, ür nahe Sichten drückten alsdann ſtär⸗ 


berichten iſt. Hafer 


kere Anmeldungen in Höhe von 2200 Etnr. auf den Werth, während andere 
Sichten nur wenig billiger käuflich waren. Spiritus verkehrte in matter 
Haltung; doch waren Preiſe für alle Sichten nur wenig billiger als geſtern, 
da Verkäufer nicht ſo dringend auftraten. Gek. 30,000 Quart. 


Berliner Börse vom 13. Mai 1865. 
Eisenbahn-Stamm-Aotien. 


Dividende pro 1863 1864. Et. 
Anchen-Düsseld... 3% 4% % 101 G 
eee 2 da. 


Fonds- und Geld-OCourse. 
Freiw. Staats-Aul. 4 ½ 101 
Staats-Anl. von 1859 

to 1850, 


183314 08% ba. ‚Aachen-Mastrich 
dito 1854/4141102 ba Amaterd -Rottd.. | 619% 
dito 1856 102 ba Berg.-Märkische. Tag 4 
dito 18561411102 ba. erlin-Anhalt, 4 11 4 
dito 1857|4114/102 br. erlin-Görlitz. . — 4 
dito 18581414 102 ba ito  St.-Prior.| = | — 5 
dito 1864/41, 102 bz erlin-Hamburg| 744 10 4 

Staats-Schuldschelne3½ 901, ba. erl.-Potsd..Mg..|14 10, 4 5 

Präm.-Anl. von 1885/31 129% br. erlin-Stettin 8 4 

Berliner Stadt-Obl. 44% 102% ba. Böhm.-Westh . 5 b 

Kur. u, Neumärk.|3ljg 86'4 ba. Breslau-Freib 7 88 4 Im 

(Pommersche 131918616 ba. Cöln-Minden. . q 2 ½% — 3½ 1 atw.nz,u. G. 

) Posen sche 4 — — — Cosel-Oderberz.] I | 4 4 * b 

S e e 3% - dito 8t.-Prior.] — - | 4 

8 / dito naue. . . 4 196%, bz. dito dito — — 5 

5 (Schlesieche. . 9144 @. Galiz.Ludwigeh.| 6 — 6 

Kur- u. Neumark. 4 97 ½ ba. Lud wigah.-Bexb.] 3 2½% 4 149 8 

2 Pommersche 4 97% dr. d.-Halberst. 2% 25 j# 

2 \Posensche........'4 06% vn. db. Leipzig.. JI; 7 : 

2 Preuss ische 4 2 bz. ainz-Ludwigsh] 7 — 44 [130 %. 

ö Westph. u. Rhein. 4 95 br Lecklenburger. .| 24 4 N 

Sächsische 4 07 B. Neisse-Brieger. .| 41, | dl, ja 91 bs, 

8 | Schlesische . 5 8. E 2 4 5 1b 

Louisd’or 111% G. 1Oest,Bkn. 9846 B, |Niedorsehl.Zwe 2 — 

A „ B-IINorab.Fr.-Wilh| ls | 4. 17 

Goldkronen 9. 27 A rel ER N 10 10 En nd br. 

Ausländische Fonds ito 3—ͥ̃ 108g 0. 

O esterr. Hetalliques 5 1 ba. 8 110 2 a 118 ** B 
dito Nat-Anl.... 5 [10% ba...  joeirär uB.|6 b lag b 48 
dito Lott Av 608 (67 b. u. 6. Oest. ndl. St- B. 8 — 4 5a 

In-Tarn . 2 34, 4 % ba 
dito dito 64 56% B einisch 6 * 4 115 ® 
dito Ster Pr.-A.,d e ba. dito Staam-Prl6 — 4 116 b. 
alto Kisenb.-L.. — 7 4. etw. bz. Abel, Na ababn 3 Bon 

8 ein-Nahebahu| — — 14 129: ba 

Ital.neueöproc, An l. 5 66% B Ahr. Crf. K. Gdb 8 3% lea. d 

‚Russ Engl Anl. 1807 0% ba — 2% eee 

dito Holl Anl. 1864 |93%, 6. nüfinger 7% 6 434% 6 

dito Poln. Seh. O5. fig ge_Ap b: Waren- Wien f 085 

Poln-Pfandbr III. EM. 4 15 a 14 ba 4 

Poln. Obl. 4 500 Kl 4 90% ba. — Er AT in 
= 757 2 Bank- und Industrie-Papiers. 


Kurhess. 40 Thlr. O „l. — 68 G. 


Baden. 35 Fi. Loose, — 30% B. ort. Kasson-V..| 6 74½0 [4 130 G 
Ameriksu. Bt-Anl...@ [71% 4 70% de |Braunnehm. . — Die it ne 
Schwed, IOTh Lansel- |, =; Bremer Bank. ..| 8% | 7 115% @ 


Eisenbahn-Prioritäts-Aotien. || nzieer ande. 6 f 


8 D t. . 6 “ 
Berg.-Märkische 41 101 0 —.— ee 7 8 
dito 1.411105, G. Gothaer „ 8 17 101 G 
dito v.laßl- — Hannoversche B. 8. 6 4 199 B. 
dito III. v. St. 346. 3½%83 bz. Hamb, Nordd. B.] 68 7 116 ba. 
in Minden. ., 4½%01 ©: „ Vereins-B. a? 106 6. 
dito 1.'ö 402 75 bz.u B. Königsberger B.] 5% | 6% 110 6 
dito 4 94½ B. Luxemburger B.| 9 4 85 G. 
dito ULj4 03 bz Magdeburger B. 5/1 101% 4 
dito 4½ 160 6. Posener Bank. 7 101 8. 
„dito IV. 92% B. Preuss. Bank.-A. 7% 10%, 145%, bz 
o., Oderb. (Wilh.) 4 89% bz. Thüringer Bank.] 4 4 76 G. 
dito III. E. 4½——— Weimar re 1 17 101 B 
ir — . vo . 8 S8 % bz. 2 
Niederschl,-Märk. . 4 46% @ 
8 A " 8 111%, etw. '. 
rs conv. 4 86 bz. u. G Gebert per a 7 8 Kun" b u. G 
15 4 Darmstädter „, 6 92 ba. 
dito IV. 4½ 10 * Se 1 . Bt. B. 
Biederschl. Zweigb,. 1 Disc.-Com.-Ant. .| 61, | — 105%, be. 
6 N 8 5 & 2. Genfer Credb. A| 1 7 41 U. 
H arsch" # 4 80 ‚eipziger 7 4 — 4 les br. 
A 34a 90% - ng „„ 11. 101 % ba. 
re 4 95% MoldauerLda.-B. | Zi | — 33 Sw. ba. u. G. 
n Oesterr.Credb.A.|6 ⁴ — 8 bu u. 15 
do F. 207 ba u. B e * 
Oest.- Franz... 4 1262 bz. u G. en 
au wear 3 1249 hr, Minerva | -- — 6 135% b 
ein. v. * — — Fbr.v.Eisenbb 6 Ki ie. 
ee 100% B. Schles. e — E 5 je im 
Weohsol-Ovurse. 
Amsterdam 250 Fl... ‚| 107.1143 bz Augsburg 100 FI. 4 M.ı56. 24 0 
dito dito 2 1.142% br Leipzig 100 Tir. 8 T. % 8. 
Hamburg 30 Mk .. 5 T. 151% ba. dito dito 2 M. 99% G 
dito cite 2 u 181% b. nkfurt a. M. 100 Fl. 4 M. Pg. 26 bn 
London 1 ist.... . 3 M.]. 22½ be Petersburt 100 8.-R.. .|3 W. 89 ½ ba 
Paris 300 Ercs. ...... 2 M. to bi. to to 3 M. ha. 
Wion 150 FI.. 8. 7.92% bi, Warschau 50 8.-R. ...|8 T. 0% bz. 
dito dito 2 K. 92 b nremen 100 Thlr. . . J T. 111% bz 


# Breslau, 15. Mai. Wind: Süd⸗Weſt. Wetter: ſchöͤn. Thermo 
meter Früh 10 Grad Wärme. Der Geſchäftsverkehr blieb am heutigen 
Markte wiederum ziemlich belanglos, nur bei feiner Waare zeigte ſich etwas 
mehr Beachtung. 


7 Sgr. pr. Gtr. 
Seren. Schff. Sgrr1.Säh. 

Weißer Weizen, alter 60—65—74 Erbſen 58 60666 

1 2 neuer 62—68 Wicken 62—64—70 
Gelber Weizen, alter 60 6469 Lupinen 45—60—75 

” 17 neuer 58 65 Bohnen 2 3 70 8092 
Erwachſener Weizen 46 --50—56 Sgr. pr. Sack a 150 Pfd. Brutto. 
Roggen 43 44—46 Schlag⸗Leinſaat 160 —180—190 
Sehe 2 . 32 3439 Bunter — — — 
ae 26.2830 Winter⸗Nübſen Ar 


afer 8. — — 
Kleeſaa ohne Frage, rotde ordinäre 16-19 Thlr., mittle 21— 23 Thlr., 
feine 26 120 Thir., bocheine fiber Notiz bezablt, — weiße ordinäre 1 
14% Tolr., mittle 15% —17½ Thle., feine 18% 20, Thlr., hochſeine 
e un 1515 8 14% Sr 
mothee acher Umſatz, 2 — r. tner. 
Aartoffein pr. End a 150 ER. Bee Sür, Wiebe 11% Sr 
e. 
358 A * Bae e 1 15 rn KURT pe Mai 13, Ac — Sab 
1 1. — ir i 2 4 80 : 2 
Mel ig Tic, Herz 14 Tür. 8 . 


b Theater⸗NMepertoire. 

Montag, den 15 Mai. Siebentes Gaſtſpiel der königl baierſchen Hof⸗ 
ſchauſpielerin Fräul. Fanny Janauſchek aus München. Neu einſtudirt: 
ge u 521 u eee jr sn von @ötbe, oe 

D . n el, 7 5 ich. 5 . 
Seuche. Pylades, PA Mitter rkas, Hr. esel) * 


Dinstag, den 16, Mai Gaſtſpiel des Hrn. Ha om Stadttheater 
zu Mainz. „Aleſſandro Stradella.“ Non 8 pm mit Tanz in 
3 Atten don W. Friedrich. Muſik von F. v. Flotow. (Aleſſandro Stra⸗ 


della, Hr. Hahn.) 
ommerthegter im Wintergarten. 

Montag, den 15. Mai. Gaſtſpiel des Fräul. A. Fehringer, vom Stadt⸗ 
Tbeater in Danzig. ven leichte Perſon.“ Poſſe mit Geſang und 
3 in 3 Akten 9 von a. * mr Pohl. Muſik von 

Conradi. — oncerts 4 Uhr. ang der 
6 Uhr. Nach der Vorſtellung Fortſetzung des Concerts. een 


Alles Eſſig! 


Die auf den 18, Mai angeſeßte Auktion von Ma j 
bei Ober⸗Glogau wird Mere 1 Kr 


Ich habe einige Coupons gefunden. Der ſich hierzu legitimtrende igen 
tbümer kann gegen Erſtattung der Inſertionsgebühren die beireffenben — 
pons bei mir in Empfang nehmen. 5401] 

Friedmann, Antonienſtraße Nr. 4. 


„G. 
ig Verantwortlicher Nedacteur: Dr, 
Drud von Grab, Barth und Comp. (Wb. leich in Brela 


15404 


2 


